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OMV Tankstelle Narech Sondrie

Münchenerstr. 13  Tel.: 08106/247110

85604 Zorneding   Fax : 08106/247112

Willkommen bei Ihrer OMV

 Lackschonende Waschanlage

 Getränkemarkt

 Shop + Gastro

 Lottoannahmestelle

 Hermes Paketservice

www.omv.de
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Zu unserem Titelbild

Unser Titel zeigt als Service für die Informationsveranstaltung  
am Freitag, 13. Juli 2012 um 18 Uhr im Martinstadl den Zorne-
dinger Ausschnitt aus dem Planungskonzept für Windkraft-
Konzentrationsfl ächen. Das Gesamtbild haben Sie sicher schon 
in den Tageszeitungen gesehen. Näheres zur Veranstaltung der 
Bürgermeister-Arbeitsgruppe  fi nden Sie auf Seite 7. 

Gabi Lodermeier & Harald Helfrich

München, Du aufplatzte Weißwurscht!

Freitag, 19. Oktober 2012

Ga
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Frei

Mobil 01577-8973676 oder 

kontakt@kulturgut-grasbrunn.de       

www.KulturGut-Grasbrunn.de
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Kaum jemand hat es bemerkt: Während 
bei der Fußball-Europameisterschaft 
die deutsche Mannschaft gegen Itali-

en unterging, hat die schwarz-gelbe Koali-
tion im Bundestag mal eben ohne Ausspra-
che ein neues Meldegesetz verabschiedet:  
Als große Neuerung dürfen bzw. müssen die 
Einwohnermeldeämter jetzt Ihre Daten zu 
Werbezwecken an Firmen verkaufen, was 
bisher so nicht zulässig war.

Wir Bürger haben nach dem neuen Ge-
setz zwar weiterhin die Möglichkeit, der 
Preisgabe unserer zwangsweise erhobenen 
Daten zu widersprechen, es gibt aber einen 
feinen Unterschied: Falls die Anfrage als 
Rückfrage formuliert ist, ob Informationen, 
die die Firma schon hat, stimmen, muss 
die Behörde die Daten entweder bestäti-
gen oder korrigieren. Wohlgemerkt, das gilt 
auch dann, wenn ein Widerspruch vorliegt.

Man fragt sich unwillkürlich, welche Lob-
by dabei dieses Mal Regie geführt hat. Es 
bleibt das herausragende Merkmal dieser 
Bundesregierung: Wenn es um die Abwä-
gung der Interessen Einzelner oder der All-
gemeinheit geht, gewinnen stets die Weni-
gen mit dem dicken Portemonnaie.

Sie erinnern sich: Los ging es mit dem 
Steuergeschenk für Hoteliers, das über-
haupt nichts mit den zeitnahen Spenden an 

Parteien zu tun hatte. Dann kam - mit ei-
ner breit angelegten Lobby-Kampagne gut 
vorbereitet - der Ausstieg aus dem Atom-
ausstieg. Dieser musste dann allerdings 
wegen bedrohlicher Umfragewerte wieder 
einkassiert werden - eine Ausnahme. 

Es folgte eine gefühlte Unzahl von Ge-
setzen zum Wohlgefallen von Finanzwirt-
schaft, Pharma- und Ärzte-Lobby, Versiche-
rungs- und Energiekonzernen. Die Kette 
ließe sich lange fortsetzen. Bei genauerem 
Hinsehen fällt auf, dass es zur Gewohnheit 
geworden ist, die Interessenvertreter als 
„Experten“ in das Gesetzgebungsverfah-
ren mit einzubinden. Manche Gesetzent-
würfe  wurden von der Lobby gleich fertig 
geliefert.

Ich fi nde diese Entwicklung äußerst be-
denklich, denn sie zerstört das Vertrauen in 
die Fähigkeit der Demokratie, für einen fai-
ren Interessenausgleich zu sorgen.

Einen Interessenausgleich der besonde-
ren Art führte uns allerdings der jüngste 
„Koalitionsgipfel“ vor Augen:  Da wurde von 
der FDP die neueste Errungenschaft für die 
Versicherungswirtschaft, der „Pfl ege-Bahr“, 
mit der eigentlich ungewollten Zustim-
mung zum CSU-Betreuungsgeld erkauft. 
Dieser Vorgang ist mit dem Begriff „Kuh-
handel“ noch wohlwollend umschrieben.

Dabei gäbe es statt Klientel-Politik ge-
nügend echte Aufgaben zu bewältigen: Die 
Finanzwirtschaft tanzt der Politik weiterhin 
auf der Nase herum, der Euro-Raum lässt 
immer noch Wetten gegen seine Mitglie-
der zu, die Regierung hat nach ihrem Panik-
Beschluss noch immer keinen Plan für eine 
sichere Energieversorgung, der Klimaschutz 
scheint völlig vergessen, und, und, und.

Wir sollten das bei nächster Gelegenheit 
ändern, fi nden Sie nicht?!

Seriöse Politik statt Kuhhandel!

Kopfhoch.

Mach dich frei

von hohen

Heizkosten!

Energiesparabend:

Di, 24.07.2012, 19 Uhr

In unseren Geschäftsräumen

Mit dem besten Solarheizsystem der Welt.

Sonne
gratis.

Jetzt!

www.wochermaier.de

AD EIZUNGB H OLARS ERVICESBHKW

Wochermaier u. Glas GmbH • Wildermuthstr. 6 • 85560 Ebersberg • Tel.: 08092 2490
Fax: 08092 21055 • info@wochermaier.de • www.wochermaier.de
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Die Verursacher der Finanzkrise müssen 
beteiligt werden!

Am 21. Juni einigte sich die Bundes-
regierung mit SPD und Grünen auf ge-
meinsame Positionen zum europäischen 
Fiskalpakt für mehr Haushaltsdisziplin. 
Damit ist die Bundesregierung von ihrer 
eindimensionalen Sparpolitik zu Lasten 
der Bürger in Deutschland und Europa ab-
gerückt. 

Der „Pakt für nachhaltiges Wachstum 
und Beschäftigung“, wie das gemeinsa-
me Papier von Bundesregierung, SPD und 
Grüne heißt, ist sicher nicht die Lösung 
der europäischen Finanzkrise, aber zu-
mindest ein Schritt in die richtige Rich-
tung. Denn neben dem Sparen hat sich 
die Bundesregierung jetzt verpfl ichtet, 
auch die Verursacher der Finanzkrise an 
den Kosten zu beteiligen und mit den Ein-
nahmen Maßnahmen für Wachstum und 
Beschäftigung zu fi nanzieren, besonders 
zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosig-
keit in der EU.

Die Einführung einer Finanztransakti-
onssteuer in der EU oder doch zumindest 
in so vielen Euro-Ländern wie möglich, 
wird von der SPD schon seit vielen Jahren 
gefordert. CDU/CSU und FDP lehnten die-
se jedoch stets ab. Einmal mit dem Argu-
ment, dass der Finanzstandort Deutsch-
land in Gefahr sei und zum anderen, dass 
die Finanztransaktionssteuer die Kleinan-
leger und Sparer treffen würde.

Beide Argumente stechen aber nicht. 

• „Nationale Alleingänge bringen doch 
überhaupt nix!“
Ein Hauptargument gegen die Erhebung 
der Steuer ist die Angst vor Verlagerung 
in andere Regionen. Diese Angst ist aber 
überzogen. Schließlich würde für die 
Erhebung der Steuer das sogenannte 
Sitzlandprinzip gelten, d.h. eine deut-
sche Bank oder ein deutscher Privat-
anleger, der ein Geschäft über die Lon-
doner Börse abwickelt, muss trotzdem 
in Deutschland die Transaktionssteuer 
zahlen, wenn er dort gemeldet ist.
Das lässt sich auch durchsetzen. Nach 

EU-Richtlinien sind alle Steuerbehörden 
in Europa verpfl ichtet, anderen Ländern 
Auskunft zu geben. Alle elektronischen 
Geldtransfers lassen sich über das 
Swift-System zurückverfolgen. Auch die 
Eigentumsverhältnisse von Tochterge-
sellschaften zum Beispiel in Großbritan-
nien ließen sich nicht verheimlichen. 
Im Übrigen haben zahlreiche Börsen 
– Brasilien, New York und sogar Groß-
britannien – Börsenumsatzsteuern auf 
bestimmte Umsätze, ohne dass das die 
Attraktivität der Marktplätze nennens-
wert beeinträchtigt hätte.

• „Das macht doch nur die kleinen Ries-
ter-Sparer arm!“
Dieses Argument ist falsch, wie auch 
alle unabhängigen Experten in ihren 
Ausführungen bei der Anhörung des 
Finanzausschusses des Deutschen Bun-
destags verdeutlicht haben. 
Nach dem Konzept der EU-Kommission 
sollen Käufe von Aktien und Anleihen 
mit einem Mindestsatz von 0,1 Prozent 
belastet werden. Für Privatanleger, die 
nur selten ihre Depots umschichten, 
fällt das kaum ins Gewicht – die Depot-
gebühren und sonstigen Transaktions-
kosten sind dagegen deutlich spürbarer.

Die Transaktionssteuer trifft vor allem 
die Zocker! 

„Ökonomisch spricht nur wenig gegen 
eine Finanztransaktionssteuer. Weder 
destabilisiert sie die Märkte, noch scha-
det sie dem Kleinanleger“, kommentiert 
Thomas Fischermann in einem Artikel bei 
„Zeit Online“.

Händler die mit Abermillionen blitz-
schnell ausgeführter Computer-gestütz-
ter Finanztransaktionen Kasse machen 
wollen, bekommen die Transaktionssteu-
er zu spüren. Diese Finanztransaktionen 
haben in der Regel für die Realwirtschaft 
oder die Preisfi ndung kaum Wert. Hier 
handelt es sich weitestgehend um speku-
lative Finanzgeschäfte ohne Wertschöp-

fung für die Volkswirtschaft. Diese hoch 
spekulativen Finanzgeschäfte waren aber 
letztlich die Verursacher der sich gegen-
seitig bedingenden und verstärkenden 
Banken- beziehungsweise Spekulations- 
und Schuldenkrise. 

Durch die Finanztransaktionssteuer 
werden  die Finanzmärkte entschleunigt, 
weil der Anreiz kurzfristig zu spekulieren 
durch die Kosten der Steuer sinkt. Dar-
über hinaus werden die  Verursacher an 
den Kosten der Krise beteiligt. Mit den 
zusätzlichen Einnahmen können dann 
die Folgen der Finanzkrise bekämpft und 
Wachstumsimpulse gesetzt werden. 

„Wer soll denn noch verstehen, wenn 
die Verursacher der Krise mit Milliarden-
Gewinnen in den Taschen davon kom-
men, und die Bürger die Zeche für die Spe-
kulanten zahlen. Auch deshalb brauchen 
wir die Finanztransaktionssteuer!“, sagt 
dazu Martin Schulz, Präsidenten des Euro-
päischen Parlamentes. 

Als Sozialdemokraten können wir uns 
dem nur anschließen. Darum freuen wir 
uns auch, dass die Bundesregierung hier 
den Vorschlägen der SPD folgt. Wenn wir 
Umsatzsteuer auf Waren und Dienstleis-
tungen zahlen, dann ist die Umsatzsteuer 
auf Finanztransaktionen auch eine Frage 
der Gerechtigkeit!

Thomas Vogt
Vorsitzender des SPD-Kreisverbands

Details unter www.1a-fachhaendler.de  •  © ‘markt intern‘ - Verlag  • Düsseldorf  •  Telefon 0211-6698-0  •  www.markt-intern.de

Fachhändler

Das gute Fachgeschäft - Service ist unsere Stärke!

Auszeichnung zum

erhält diese Auszeichnung von 

für die Erfüllung folgender Kriterien:

2009

S-Ruth GmbH / Baldham

Herr Stefan Ruth

• Inhabergeführtes Unternehmen • Bekenntnis zum ´1a-V

• Angebot spezieller Dienstleistungen und Aktivitäten: ••

Kunden-Emails in max. 24 Stunden •• Personal liefer

guriert vor Ort •• Erfrischungsgetränke/Kaffee gratis •• Erinnerungsmails auf

Wunsch •• Ersatzgerät während Reparaturzeit •• Fachberatung im Haus und

vor Ort •• Finanzierungsangebote •• telefonische Service-Hotline • hohe

Kundenzufriedenheit sowie • besondere Serviceorientierung aufgrund des

Angebots von: •• behinderten-/seniorengerechter Verkaufsraumgestaltung

•• Marketing-/Kundenbindungs-Aktivitäten •• eigener Homepage und

•• besondere Aktionen

__________________________________

Lorenz Huck, Chefredakteur
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 Düsseldorf  
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Details unter www.1a-fachhaendler.de  •  © ‘markt intern‘ - Verlag  • Düsseldorf  •  Telefon 0211-6698-0  •  www.markt-intern.de

Fachwerkstatt

Die gute Fachwerkstatt - Service ist unsere Stärke!

Auszeichnung zur

erhält diese Auszeichnung von 
 für die Erfüllung folgender Kriterien:

2009
S-Ruth GmbH / Baldham

Herr Stefan Ruth

• Inhabergeführtes Unternehmen • Bekenntnis zum ´1a-Verhaltenskodex´• Angebot spezieller Dienstleistungen und Aktivitäten: •• Beantwortung vonKunden-Emails in max. 24 Stunden •• Personal liefert aus, schließt an, konfi-guriert vor Ort •• Erfrischungsgetränke/Kaffee gratis •• Erinnerungsmails aufWunsch •• Ersatzgerät während Reparaturzeit •• Fachberatung im Haus undvor Ort •• Finanzierungsangebote • hohe Kundenzufriedenheit sowie • beson-dere Serviceorientierung aufgrund des Angebots von: •• eigenem Ersatzteil-Lager•• hauseigener Werkstatt •• Lehrlingsausbildung •• telefonische Service-Hotline•• spezialisiertem Fachpersonal und •• autorisiertem Service-Partner
__________________________________

Lorenz Huck, Chefredakteur
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Liebe Zornedinger,

haben Sie Ihre alte Heizungspumpe schon austau-
schen lassen?
Bis zum 30.9.2012 läuft die Sonderaktion des Energie-
Forum Zorneding, unterstützt von der Gemeinde und 
den ortsansässigen Heizungsbauern. Bis dahin

• gilt der Aktionspreis, 275 € einschließlich Anfahrt, 
Einbau und Mehrwertsteuer, wenn vor und nach 
Ihrer alten Pumpe Absperrhähne vorhanden sind 
und keine weiteren Arbeiten notwendig werden,

• bekommen Sie 5¼ Jahre Garantie auf Pumpe und 
Einbau,

• können Sie zusätzlich 100 € Zuschuss aus der Ge-
meindekasse gewinnen, wenn Sie die Pumpe von ei-
nem Zornedinger Heizungsbauer austauschen lassen 
und die Rechnung bei der Gemeinde einreichen.

Lassen Sie diese Gelegenheit nicht verstreichen! 
Eine neue Pumpe spart gegenüber Ihrer alten mehr 
Strom, als Sie für die gesamte Beleuchtung im Haus 
verbrauchen. Das bedeutet jedes Jahr bis zu 100 € 
mehr in Ihrer Haushaltskasse und eine deutlich gerin-
gere Belastung der Umwelt. Diese Investition macht 
sich schnell bezahlt. Den Einbau können Sie von der 
Steuer absetzen. Und vielleicht gewinnen Sie bei der 
Verlosung, die Chancen stehen gut für Sie!

Der Landkreis Ebersberg hat sich ambitionierte 
Energieziele bis 2030 vorgegeben: Wir wollen weg von 
Atomenergie und fossilen Brennstoffen und unseren 
Energiebedarf aus regenerativen Quellen decken. Das 
geht nicht ohne Einsparungen, auch beim Strom; das 
geht nicht ohne Ihre Bereitschaft, mitzumachen. Mit 
einer neuen Pumpe sparen Sie viel Strom ohne jeden 
Komfortverlust.

Melden Sie sich gleich bei Ihrem Zornedinger Hei-
zungsbauer, er berät Sie gerne und tauscht die Pumpe 
im Nu aus, wenn es bei Ihnen sinnvoll ist:

• Andreas Matuszewski Heizungsbaumeister
Tel.: 08106 - 996440
andreas.matuszewski@t-online.de

• Martin Matuszewski, Heizung und Sanitäranlagen
Tel.: 08106 - 247979
buero@martin-matuszewski.de

• Sebastian Pichler - Haustechnik GmbH
Tel.: 08106 - 2650
info@haustechnik-pichler.de

Sie haben schon eine neue Pumpe?
Ausgezeichnet! Viel Glück bei der Verlosung!
Herzlichen Dank sagt die Umwelt und Ihr

Energie-Forum Zorneding
Wolfgang Poschenrieder (Sprecher)
Tel.: 0172 836 4345

Mitmachen und gewinnen - Heizungspumpen-Tausch

Weitere Informationen zum Heizungspumpen-Tausch fi nden Sie auch im Internet, unter
www.Energie-Forum-Zorneding.de/energiesparen/heizungspumpe.shtml
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Wann ist man eigentlich arm? 

Unter Armut versteht man ganz all-
gemein einen Mangel an lebens-
wichtigen Gütern wie Nahrung, 

Wohnung oder Kleidung. In Schwel-
len- und Entwicklungsländern gibt es 
die Form der absoluten Armut. Von ihr 
spricht man, wenn einer Person weniger 
als 1,25 US-Dollar pro Tag zur Verfügung 
stehen. 

In unseren zivilisierten Industriestaa-
ten des 21. Jahrhunderts trifft man dage-
gen auf die relative Armut, die in erster 
Linie ein soziales Phänomen ist. Aus einer 
Mangelversorgung mit materiellen Gü-
tern und Dienstleistungen ergibt sich eine 
soziale Benachteiligung, die sich durch 
einen Zustand der Vereinsamung, einem 
dadurch bedingten Gefühl der Verlassen-
heit und letztendlich durch einen völligen 
sozialen Ausschluss bemerkbar macht. 

Gemessen wird diese Form der Armut 
typischerweise am Haushaltseinkom-
men, das deutlich unter dem Durch-
schnitt aller Einkommen des Landes 
liegen muss.  In Deutschland ist also für 
Armut eine mangelnde Ausstattung mit 
wirtschaftlichen Ressourcen ausschlag-
gebend, die damit zum Zustand einer gra-
vierenden sozialen Benachteiligung führt.

Wie sieht es bei uns in Bayern aus?

2009 waren 1,64 Millionen Menschen 
in Bayern armutsgefährdet, ein Viertel 
davon alte Menschen. In unserem Bun-
desland steht heute jeder fünfte Rentner 
an der Schwelle zur Armut und mit die-
sem Wert liegt Bayern sogar noch 2,6 % 
über dem Bundesdurchschnitt. Aufgrund 
der höheren Lebenserwartung von Frau-

en und dem überproportionalen Anteil 
von Frauen in prekären Lebensverhältnis-
sen ergibt sich leider ein besonders hoher 
Anteil von Rentnerinnen, die an der Ar-
mutsgrenze leben. 
Für Sie einige Zahlen:
• der Frauenanteil in der Bevölkerung 

über 65 Jahren beträgt 59,4 %;
• der Anteil Alleinlebender über 65 Jahren 

liegt bei den Frauen bei 80,9 %;
• die Pfl egebedürftigkeit über 80 Jähriger 

ist bei Frauen 81 %
• 7 von 10 an Demenz Erkrankten sind 

Frauen.

Das ist ein wahrlich erschreckendes 
Bild! Bei den unter der Armutsschwelle 
lebenden und über 80 Jahre alten Men-
schen sind 9 von 10 Personen Frauen. 
Das heißt ganz klar: nicht nur das Alter 
ist weiblich, vor allem Armut im Alter ist 
weiblich. 

Und das hat seinen Grund:
• aufgrund unzureichender Rentenan-

wartschaften, häufi g durch eine unter-
brochene Erwerbsbiografi e verursacht, 
sind zwei Drittel der Bezieher von Leis-
tungen zur Grundsicherung heutzutage 
Frauen;

•  da Männer im Durchschnitt für die Ren-
te mehr Versicherungsjahre und meist 
höhere Entgelte nachweisen können, 
erhalten die Frauen deutlich niedrigere 
Renten - z.B. ergab sich Ende 2002 in 
Bayern für Frauen ein Durchschnitts-
wert von 485 ₠. Im Gegensatz dazu ste-
hen 990 ₠ für Männer. 

Die Rente, die sich Frauen selbst er-
werben, reicht häufi g nicht für den mo-
natlichen Unterhalt. Nur durch einen 

Mehrfachbezug, wie eine zusätzliche Wit-
wenrente, eine selbst fi nanzierte, private 
Zusatzrente oder eine am Arbeitsplatz 
erwirtschaftete Betriebsrente schaffen 
es viele Frauen, sich im Alter ein halbwegs 
ausreichendes Einkommen zu sichern.

Was kann Politik gegen Armut tun?

Die Politik muss sich mit dieser Pro-
blematik auseinandersetzen, die zukünf-
tig durch den demographischen Wandel 
vermehrt auftreten wird. Sie muss eine 
Gleichbehandlung von Mann und Frau 
unterstützen, wirkungsvolle Veränderun-
gen in der Arbeitsmarkt- und Familien-
politik anstoßen und eine sozialere und 
solidarische Altersversorgung anstreben.

Es muss eine gelebte Gleichberechti-
gung statt der in vielen Köpfen noch ver-
ankerten, traditionellen Rollenaufteilung 
gefördert werden. Warum werden gerade 
die, die ihre Karriere aufgeben, um Kinder 
großzuziehen, bei der Rentenberechnung 
krass benachteiligt? Schließlich sind es 
doch diese Kinder, die die Rente erwirt-
schaften!

Kontraproduktiv sind weiterhin An-
sätze, wie sie gerade in der Mitte der 
politischen Debatte angekommen sind. 
Dazu gehören die Erhöhung der Minijob-
Grenze auf 450 ₠ und das Abdrängen von 
gut ausgebildeten Frauen in nicht sozial-
versicherungspfl ichtige Beschäftigungs-
verhältnisse. Gerade das Fehlen sozial-
versicherungspfl ichtiger Jobs erschwert 
das Einhalten des Generationenvertrages. 
Auch die politische Akzeptanz einer „Ge-
neration Praktikum“, bei der Arbeitgeber 
heute Lohnnebenkosten sparen und Steu-
erzahler später die Grundsicherung über-
nehmen müssen, ist nicht hinnehmbar.

Alter und Armut ist weiblich

Erfahren. Kompetent. Erfolgreich.
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„Ob i mi mit Immobilien auskenn’? So leidlich.                 

Aber des macht nix: I hob’ ja den Weidlich.“
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Ein weiterer, umstrittener Ansatz ist 
das Betreuungsgeld für Eltern, die ihr Kind 
nicht in eine mit öffentlichen Mitteln fi -
nanzierte Kinderbetreuungsstätte geben. 
Viel diskutiert und inzwischen lästerlich 
„Herdprämie“ genannt, wird es zur spä-
teren Frauenarmut beitragen. Es schafft 
fi nanzielle Anreize für Eltern, ihre Klein-
kinder zu Hause zu lassen, senkt so aber 
langfristig die Frauenerwerbsquote. Drei 
Jahre nicht erwerbstätig zu sein wirkt sich 
natürlich auf die Alterssicherung aus, er-
schwert den Wiedereinstieg ins Berufsle-
ben und macht ihn zudem unattraktiver.

Altersarmut in Zorneding?

Auch in Zorneding gibt es Altersarmut 
und die beiden Seniorensprecherinnen 
Ursula Roth und Bianka Poschenrieder  
werden sich mit diesem Problem beschäf-
tigen müssen. An alle in Zorneding leben-
den Bürger, die in diesem Jahr 65 Jahre alt 
werden oder bereits älter sind, haben sie 
einen Fragebogen verschickt, mit dem sie 
die Bedürfnisse und Wünsche der Senio-
ren im Ort erkunden wollen.

Das Thema Altersarmut, ob männlich 
oder weiblich, wurde nicht ausgeschlos-
sen. Das Ergebnis wird unter anderem da-
rüber Aufschluss geben, ob den Senioren 
in Zorneding ein ausreichendes Budget 

zum Leben zur Verfügung steht und ob sie 
in das soziale Leben des Ortes eingebun-
den sind.

Die Seniorensprecherinnen hoffen, zu-
sammen mit dem Gemeinderat Verbesse-
rungen für unsere älteren Mitbürger an-
zustoßen. Die Zornedinger Tafel ist schon 
heute ein hilfreicher Ansprechpartner für 
bedürftige Zornedinger Bürger/innen. 
Auch die Nachbarschaftshilfe wird bei der 
Betreuung mit einbezogen und die Seni-
orenbeauftragte des Landkreises, Frau 
Jutta Hommelsen, wird eine Ansprech-
partnerin für weitere Kontakte und Hilfs-
angebote werden.

Die beiden Seniorenbeauftragten in 
Zorneding wollen dazu beitragen, die 
Hemmschwelle der Senioren gegenüber 
diesen Anlaufstellen zu senken. Sie wün-
schen sich zufriedene und glückliche älte-
re Mitbürger in Zorneding. 

Bianka Poschenrieder

Quellen: Die Zahlenangaben stammen 
aus einem Vortrag von Angelika Graf, der 
Bundesvorsitzenden der SPD-Arbeitsge-
meinschaft 60 plus.

Senioren-Umfrage:
von 2016 Fragebögen wurden 

bereits 1078 beantwortet

Die Windkraft rückt näher

Im Rahmen der Energiewende sollen 
bayernweit etwa 1.500 neue Windräder 
aufgestellt werden, wovon auch unser 

Landkreis betroffen ist. Solche Anlagen 
sind privilegiert, benötigen also, ähnlich 
wie Bauten für die Landwirtschaft, keine 
Genehmigung durch die Gemeinden. Die-
se können nur durch die Ausweisung von 
sogenannten Konzentrationsfl ächen be-
stimmen, wo Windräder gebaut werden 
können und wo nicht.

Im Landkreis haben sich alle Gemein-
den zusammengeschlossen und gemein-
sam das Planungsbüro Brugger beauf-
tragt, ein Konzept zu erstellen, das als 
Grundlage für die Ausweisung von Kon-
zentrationsfl ächen dienen soll. Dieses 
Konzept liegt seit Anfang Juni vor, eine 
Übersicht wurde in den Tageszeitungen 
bereits veröffentlicht.

Die Vorgehensweise

 Ausgegangen wurde von der Gesamt-
fl äche des Landkreises, aus der dann 
schrittweise alle Bereiche ausgeschlossen 
wurden, bei denen es Gründe gibt, die 
den Bau von Windrädern verhindern, die 
so genannten „Tabuzonen“. Eine Fläche, 
die von vornherein wegfällt ist der Ebers-
berger Forst, der dem Freistaat gehört 
und die Gemeinden nichts angeht. 

Zunächst wurden die Flächen ausge-
nommen, bei denen rechtliche Kriterien 
den Bau von Windrädern praktisch aus-
schließen, die „harten Tabuzonen“. Dazu 
zählt unter anderem die unmittelbare 
Umgebung von Siedlungsgebieten mit je 
nach Art Mindestabständen von 250 m 
bis 900 m und die Ränder von Infrastuk-
tur, also Straßen, Bahnlinien, Hochspan-
nungsleitungen und Ähnlichem, bei de-
nen eine Pufferzone von 60 m bis 150 m 
einzuhalten ist.

Als weitere „harte Tabuzonen“ gelten 
Flächen für Natur, Landschaft und Erho-

lung , wie zum Beispiel Natur- und Wasser-
schutzgebiete oder gesetzlich geschützte 
Biotope. Nach Abzug aller „harten Tabu-
zonen“ bleiben von den etwa 47.400 ha, 
für die die Gemeinden im Landkreis ver-
antwortlich sind, noch 8.900 ha übrig, 
die für den Bau von Windrädern in Frage 
kommen.

Im zweiten Schritt wurden die Berei-
che ermittelt, die nach den politischen 
Vorstellungen der Gemeinden außen vor 
bleiben sollen, die „weichen Tabuzonen“. 
Hier wurden die Abstände zu Siedlungs-
gebieten größer gewählt, z.B. bei reinen 
Wohngebieten 1150 m statt der 900 m 
nach Gesetz. Außerdem wurden Flächen 
berücksichtigt, die für die Weiterentwick-
lung der Gemeinden, der Infrastruktur 
und weitere Planungen reserviert bleiben 
sollen. Wichtig war, dass dabei überall 
dieselben Maßstäbe angelegt wurden.

Das Ergebnis

Nach der Berücksichtigung aller „Tabu-
zonen“ bleiben im Landkreis noch etwa 
3.400 ha übrig, die als Potentialfl äche für 
Windräder in Frage kommen. Ein relativ 
großer Teil davon liegt südwestlich von 
Zorneding, wie der Ausschnitt auf unse-
rem Titelbild zeigt.  Jetzt müssen die Ge-
meinden entscheiden.

Bürgerinformation in Zorneding

Die Bürgermeister-Arbeitsgruppe und 
der Klimaschutzmanager des Landkreises 
laden für Freitag, den 13. Juli, um 18 Uhr zu 
einer Informationsveranstaltung in den 
Martinstadl ein. Dort erfahren Sie weitere 
Einzelheiten und können Fragen stellen. 
Kommen Sie hin und reden Sie mit!

Werner Hintze

Quelle: Planungsbüro Brugger, Aichach
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Gewinnspiel
Die Suche geht weiter - in Pöring

Nach einem Jahr Pause geht die Su-
che weiter – diesmal in Pöring. Auch hier 
habe ich wieder eine Menge Interessan-
tes, Schönes und Außergewöhnliches (oft 
steckt es nur im Detail) entdeckt.  Zu man-
chem Bild durfte ich auch die Geschichten 
und Hintergründe erfahren.

Machen Sie mit bei unserem Gewinn-
spiel und gehen Sie diesmal in Pöring auf 
Entdeckungsreise! Am besten geht es mit 
dem Fahrrad, denn  die abgebildeten De-
tails sind in ganz Pöring vom Gewerbe-
gebiet bis hin zum Ebersberger Forst zu 
fi nden.  Mit Ausnahme der RUNDSCHAU-
Mitarbeiter sind die Mitbürger aller Zor-

nedinger  Ortsteile wieder herzlich einge-
laden, sich an der Suche zu beteiligen. 

Beschreiben Sie möglichst genau (z.B. 
durch Straße und Hausnummer), wo das 
einzelne Bild aufgenommen wurde und 
lassen Sie uns die Lösung (mit Name 
und Telefonnummer) bis zum 15. August 
2012 zukommen – entweder per E-Mail 
 (gpauthner@spd-zorneding.de) oder 
wer fen Sie Ihre Lösung einfach in den 
Briefkasten beim SPD-Schaukasten in der 
 Zehetmayrstraße 5. 

Zu gewinnen gibt es einen Gutschein 
vom Zornedinger Bauernmarkt. Es ge-

winnt die- oder derjenige mit den meis-
ten richtigen Antworten. Gibt es mehrere 
Einsendungen mit derselben Anzahl an 
richtigen Antworten, entscheidet das Los.

Liebe Kinder, falls Ihr in den ersten zwei 
Wochen der Sommerferien Zeit habt, 
macht Euch doch auch auf die Suche. Für 
Euch gibt es eine Extraüberraschung zu 
gewinnen. Schreibt dazu bitte neben Eu-
ren Namen auch noch Euer Alter.

Die Lösungen fi nden Sie ab Mitte Au-
gust in unserem Schaukasten in der Ze-
hetmayrstraße oder im Internet unter 
www.spd-zorneding.de.

Viel Spaß beim Entdecken!
Gudrun Pauthner

1 432 5

Zu schwer? Hinweise fi nden Sie auf Seit 21

Textilreinigung
Irene Mooser

Bahnhofstraße 48 | 85604 Zorneding | Tel. 08106 - 22794

Öffnungszeiten
Mo. Do. 8.00 bis 18.00 Uhr
Di. Fr. 8.30 bis 12.00 Uhr und 14.30 bis 18.00 Uhr
Mi. Sa. 8.30 bis 12.00 Uhr

Unser Leistungsangebot
Textilreinigung | Bügelservice | Änderungsschneiderei

Annahme für
Teppichreinigung | Lederreinigung | Wäscherei | Mangelwäsche



SPD Zorneding-Pöring Rundschau 72 Seite 9

28 Jahre

Meine Lösung:

 1. ___________________

 2. ___________________

 3. ___________________

 4. ___________________

 5. ___________________

 6. ___________________

 7. ___________________

 8. ___________________

 9. ___________________

 10. ___________________

 11. ___________________

 12. ___________________

 13. ___________________

 14. ___________________

 15. ___________________

 16. ___________________

Name  ___________________

Straße
  ___________________

Telefon
  ___________________

6 7

8 9

10 11 12

1413 15 16

%
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Unser neuer Jugendpfl eger
Ein Interview von Bianka Poschenrieder

Nachdem wir gleich zu Beginn fest-
stellten, dass wir beide eigentlich 
nicht gerne Kaffee trinken und uns 

Brownies mit Wasser viel besser schme-
cken, hatten wir einen lustigen Einstieg in 
ein gutes Gespräch und konnten uns ganz 
entspannt den Fragen widmen. 

RUNDSCHAU: Es freut uns sehr, dass ein 
Zornedinger, sogar ein hier aufgewachse-
ner, der neue Ansprechpartner für unsere 
Jugendlichen ist. Seit 1. Juni sind Sie im 
Amt und viele Kinder, Jugendliche, aber 
auch Eltern kennen Sie noch nicht. Natür-
lich möchten wir Sie bei allen Zornedinger 
Bürgern so schnell wie möglich bekannt 
machen und die Sommerausgabe der 
Rundschau, die schon nächste Woche im 
Ort verteilt wird, bietet dazu eine gute 
Gelegenheit. Wir bedanken uns deswe-
gen ganz herzlich, dass Sie sich 
so spontan und kurzfristig für 
ein Gespräch Zeit genommen 
haben. Darf ich Sie nun zuerst 
einmal um einen kurzen Steck-
brief bitten.

Florian Hoffmann: Ja ger-
ne, aber ich bin ein bisschen 
aufgeregt, es ist heute mein 
erster Fototermin und mein 
erstes Interview!
• Geboren bin ich 1984 in 

Ebersberg. Am 19. Juni habe 
ich meinen 28. Geburtstag 
gefeiert. 

•  Groß geworden bin ich in 
Zorneding, ich ging in den 
Kindergarten St. Martin und 
in die Grundschule in Pöring.

• Meinen Realschulabschluss habe ich in 
Vaterstetten gemacht.

• Danach schloss sich eine Ausbildung 
zum Fachinformatiker an und ich habe 
ein Jahr Berufserfahrung gesammelt.

• Das freiwillige soziale Jahr hat mir sehr 
viel Freude gemacht. Ich war ein halbes 
Jahr im Kindergarten und ein halbes 
Jahr im Blindeninstitut. Dort habe ich 
mehrfach behinderte Kinder im Alltag 
betreut und begleitet.

• Das Fachabitur, sozialer Zweig, war nach 
einem Jahr geschafft.

• Für das Studium der Sozialpädagogik 
bin ich an die katholische Stiftungsfach-
hochschule (KSFH) München, Abteilung 
Benediktbeuern, Fachbereich Soziale Ar-
beit, gegangen.

• Direkt nach dem Studium habe ich mich 
dann in Zorneding beworben.

RUNDSCHAU: Ihre Hobbys und Inter-
essen wollen unsere Leser sicherlich auch 
erfahren.

Florian Hoffmann: Ich bin medial sehr 
interessiert, Computer aber nur noch in 
der Freizeit. Eine Sportskanone bin ich 
nicht, ich jogge und spiele ab und an Fuß-
ball und Beachvolleyball in der Freizeit. 
Sehr gerne gehe ich auf Konzerte, denn 
ich mag die Atmosphäre. Mein Musikge-
schmack ist dabei breit gefächert. Außer-
dem treffe ich mich gerne mit Freunden. 
Seit dem Studium sind sie deutschland-
weit verstreut, aber das ist schön, denn 
ich bin gerne unterwegs und auf Reisen.

RUNDSCHAU: Wie habe Sie die Jugend-
lichen im Ort wahrgenommen, als Sie 
selbst noch dazu gehört haben? 

Florian Hoffmann: Die Zornedinger 
Jugendlichen waren schon immer sehr 
engagiert, ich hatte und habe das Gefühl, 
die wollen etwas bewegen!

RUNDSCHAU: Und wie viele Jugendli-
che haben Sie in Ihrer Funktion als Jugend-
pfl eger mittlerweile schon getroffen?

Florian Hoffmann: Mit den Aktiven 
des Jugendzentrums habe ich schon erste 
Kontakte geknüpft und heute Abend stel-
le ich mich in der „GRULEIRU“ als Jugend-
pfl eger vor.

RUNDSCHAU: Was ist denn das?
Florian Hoffmann: Das steht für „Grup-

penleiterrunde“ der katholischen Pfarr-
jugend. Die Jugend liebt immer noch Ab-
kürzungen, das war zu meiner Zeit auch 
schon so.

RUNDSCHAU: Wie sieht die Planung für 
die weitere Kontaktaufnahme aus?

Florian Hoffmann: Ich möchte über-
regionale Kontakte knüpfen, dabei ist 
Netzwerkarbeit ein wichtiger Schritt. 
Am Samstag steht im Ort das Bürgerfest 
an. Die Organisatoren habe ich bereits 
kennengelernt und wir haben über die 
Einbindung der Jugendlichen ins Fest ge-

sprochen. Auch im Rathaus herrscht eine 
gute Stimmung, die Kollegen sind alle 
sehr nett. Außerdem habe ich den Kon-
takt zum Kreisjugendamt hergestellt und 
war bereits auf einer Informationsveran-
staltung beim bayerischen Jugendring 
in Nürnberg. Dabei ging es um die Um-
setzung des neuen Bundeskinderschutz-
gesetzes in die Praxis, das ja seit dem
1.1. 2012 gültig ist. 

RUNDSCHAU: Wie wollen Sie die Ju-
gendlichen begeistern? Diese Frage habe 
ich übrigens auch Ihrem Vorgänger ge-
stellt.

Florian Hoffmann: Ich will sie nicht 
für mich begeistern, sondern ich will ein 
vertrauensvolles Verhältnis aufbauen, of-
fen sein für Gespräche, ihr Interesse für 
demokratische Zusammenhänge wecken 

und sie zum Eigenengagement 
motivieren. 

RUNDSCHAU: Werden Sie 
sich auch bei den Eltern vor-
stellen? Gerade wenn die Kin-
der noch jünger sind, wollen 
die Eltern meistens wissen, 
mit wem ihre Kinder die Frei-
zeit verbringen.

Florian Hoffmann: Es wird 
eine Vorstellung im Zornedin-
ger Info geben - da sitze ich 
schon dran - und ich plane, 
mich bei den Eltern und Kin-
dern der Grundschule im Ort 
und in den weiterführenden 
Schulen in den Nachbarorten 

vorzustellen.

RUNDSCHAU: Im letzten Herbst wurde 
das Projekt Schülercafe eingestellt. Nicht 
nur ich habe das bedauert. Es war ein An-
gebot speziell für die jüngeren Kinder, die 
an einem Nachmittag in der Woche ihre 
ersten Schritte ins Jugendzentrum unter-
nehmen konnten. Wird es eine Wiederbe-
lebung geben?

Florian Hoffmann: Grundsätzlich bin 
ich Feuer und Flamme dafür, aber es gibt 
einige Schritte, die im Vorfeld geklärt 
werden müssen. Und man muss enga-
gierte Jugendliche fi nden, die so etwas 
machen möchten.

RUNDSCHAU: Haben Sie Aktionen in 
den Sommerferien geplant?

Florian Hoffmann: Ich habe schon mit 
Frau Nuspl gesprochen und werde einen 
Ausfl ug zu den Skatertagen nach Grafi ng 
betreuen.
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RUNDSCHAU: Ein weiteres, immer wie-
der diskutiertes Thema ist die Jungbür-
ger-Versammlung. Wird es sie weiterhin 
geben? Die Akzeptanz bei den Jugendli-
chen war in den letzten Jahren leider sehr 
gering.

Florian Hoffmann: Ich persönlich fi nde 
die Jungbürger-Versammlung eine tolle 
Einrichtung, denn sie fördert demokra-
tisches Verhalten. Wir sollten sie sogar 
weiter ausbauen und besser mit bereits 
bestehenden Angeboten vernetzen.

RUNDSCHAU: Die im Herbst 2010 von 
der SPD-Fraktion beantragte Jugendrau-
manalyse durch die KSFH wurde im Ge-
meinderat mit 8:11 Stimmen abgelehnt. 
Im Ausschuss Soziales, Kultur und Sport 
wurde dann mit 14:5 Stimmen eine Mi-
nimallösung beschlossen, die in Zusam-
menarbeit mit dem Jugendpfl eger Rainer 
Schott aus Kirchseeon geplant wurde. Ei-
gentlich sollten im Herbst 2011 die Ergeb-
nisse vorliegen. Wie steht es inzwischen 
damit? 

Florian Hoffmann: Die telefonische 
Befragung der Jugendlichen in Zorneding 
läuft noch. Peer to Peer, d.h. von Jugend-
lichem zu Jugendlichem, ist langwierig 
und es dauert sicher noch 2 bis 3 Wochen. 
Mit Rainer Schott habe ich Kontakt auf-
genommen. Die umfangreichen Daten, 
jeder Fragebogen enthält gut 40 Fragen, 
werden wir mit einem Datenanalyse-
Programm erfassen. Der Aufwand für die 
Auswertung ist allerdings noch nicht ab-
zuschätzen und ich bin sehr gespannt auf 
die Ergebnisse.

RUNDSCHAU: Kennen Sie die Ergeb-
nisse der Jugendraumanalyse aus Vater-
stetten? Jörg Cordruwisch, der dortige 
Jugendpfl eger, hat sie in Zusammenarbeit 
mit der KSFH erstellt.

Florian Hoffmann: Die liegt schon auf 
meinem Schreibtisch!

RUNDSCHAU: Die Shell-Jugendstudie 
von 2010 hat aufgezeigt, dass die Ansprü-
che der Jugendlichen einem raschen und 
stetigen Wandel unterzogen sind. Wer-
den Sie deswegen die Jugendlichen in 
Zukunft regelmäßig befragen, um ihren 
Sozialraum zu erkunden?

Florian Hoffmann: Bezüglich der Kon-
tinuität werde ich erst einmal die Ergeb-
nisse unserer Jugendraumanalyse abwar-
ten und dann das weitere Vorgehen mit 
Rainer Schott absprechen. Ich baue auf 
die generell bessere Vernetzung der Ju-
gendlichen, mein Steckenpferd sind ja die 
neuen Medien. Ich bin mir der Gefahren 
bewusst, sie müssen aufgezeigt werden, 
aber sie bieten auch viele Chancen. Ich 
bin kein Fan der Bewahrpädagogik, dann 
dürften Schüler in der 4. Klasse auch nicht 

aufs Fahrrad gesetzt werden. Ein verant-
wortungsvoller Umgang mit den Medien 
ist wichtig und ich wünsche mir unkom-
plizierte Rückmeldungen der Jugendli-
chen, damit sie jederzeit sagen können 
was sie brauchen und sich wünschen.

RUNDSCHAU: Zorneding liegt im Ein-
zugsbereich von München und ist durch 
den MVV gut angebunden. Da ist ein Spa-
gat gefordert zwischen den Wünschen 
der Jugendlichen und den Möglichkeiten 
der Gemeinden. Sehen Sie da ein Pro-
blem?

Florian Hoffmann: Das Angebot für 
die Freizeit muss sich am Bedarf der Ju-
gendlichen orientieren, nur so kann man 
sie besser an den Ort binden. Vereine und 
Kirchen bieten schon viele Möglichkeiten, 
ich möchte die Jugendlichen aber nicht 
an den Ort fesseln. Jugendveranstaltun-
gen in den Nachbargemeinden und in 
München zu besuchen sind auch eine Be-
reicherung und können von den Jugendli-
chen ruhig besucht werden.

RUNDSCHAU: Hatten Sie bereits Gele-
genheit die zwei gewählten Jugendspre-
cher des Gemeinderats kennenzulernen?

Florian Hoffmann: Die Gemeinderäte 
habe ich in der Junisitzung getroffen. Der 
nächste Kontakt ist bei der SKS-Sitzung 
(Ausschuss Soziales, Kultur und Sport) am 
10. Juli. Dort sind dann auch die Jugend-
sprecher, Stefan Ruth und Vincent Kalnin, 
dabei.

RUNDSCHAU: Wird die Jugend-Home-
page weiter geführt, die ja zuweilen auch 
von einigen Gemeinderäten besucht wur-
de?

Florian Hoffmann: Meine Idee ist eine 
bessere Vernetzung über die neuen Me-
dien. Und da möchte ich alle ansprechen, 

Kinder, Jugendliche, Eltern und ... . Die Ju-
gendpfl ege wird einen neuen und ande-
ren Internet-Auftritt entwickeln und das 
heißt viel Arbeit!

RUNDSCHAU: Zuletzt, wie bei Ihrem 
Vorgänger, noch eine ganz banale Fra-
ge: Finden Sie den Begriff Jugendpfl eger 
nicht auch furchtbar uncool?

Florian Hoffmann: Einige Gemeinden 
und Städte nennen es Jugendbüro. Ich 
hänge mich nicht an dem Begriff auf und 
die Jugendlichen lassen sich davon nicht 
abschrecken. Durch diesen altbackenen 
Begriff kann man schnell ins Gespräch 
kommen und es lassen sich auch einige 
Witze darüber machen.

RUNDSCHAU: Wie, wo und wann kön-
nen die Jugendlichen und Eltern Sie fi n-
den?

Florian Hoffmann: Meine feste 
Sprechzeit im Rathaus ist Mittwochs 
von 15.00 Uhr bis 18.00 Uhr und da bin 
ich auch immer zu erreichen. Ansonsten 
kann man selbstverständlich jederzeit 
einen Termin außerhalb der Sprechzeit 
mit mir vereinbaren. Meine Telefonnum-
mer: 08106-38416, meine Handynummer:
0151-15135915 und meine Emailadresse: 

fl orian.hoffmann@zorneding.bayern.de. 

Man darf mir auch gerne auf die Mail-
box sprechen und ich rufe natürlich zu-
rück. Es klappt bis jetzt sehr gut.

RUNDSCHAU: Ganz herzlichen Dank für 
das offene Gespräch. Es hat richtig Spaß 
gemacht und ich bin überzeugt, dass die 
Kinder und Jugendlichen ihre Freude an 
der Zusammenarbeit mit Ihnen haben 
werden. Wir wünschen Ihnen alles Gute 
im neuen Job!

Pfl egenotruf: 0172 / 8 12 41 13

Gisela Pfeufer

Zornedinger 

Amb. Pfl egedienst
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Liebe Zornedinger Bürgerinnen und 
Bürger,

in einer immer älter werdenden Gesell-
schaft stellt sich zwangsläufi g die Frage 
nach der Pfl ege im Alter. Die steigende 
Lebenserwartung der Bevölkerung und 
die Zunahme des Anteils älterer Men-
schen an der Gesamtbevölkerung sind ein 
Zeichen für unseren gesellschaftlichen 
Fortschritt. Gleichzeitig stellt die zuneh-
mende Zahl älterer Menschen die Pfl ege-
politik vor neue demografi sche und fach-
liche Herausforderungen. 

Deutschland hat sich mit der Ratifi -
zierung der UN-Behindertenrichtlinie im 
März 2009 dem gesellschaftlichen Ansatz 
der Inklusion verpfl ichtet. Dieser Ansatz 
besagt, dass allen Menschen mit Behin-
derung Teilhabe und Selbstbestimmung 
zu ermöglichen ist. Um dies umzusetzen, 
bedarf es einer gesamtgesellschaftlichen 
Verantwortung und Solidarität. In unse-
rer Gesellschaft darf niemand, der pfl ege-
bedürftig geworden ist, am Rand der Ge-
sellschaft stehen gelassen werden. Jeder 
Pfl egebedürftige hat das Recht, sich auf 
die Solidarität der Gesellschaft verlassen 
zu können. 

Pfl ege geht alle an und die Weiterent-
wicklung der Pfl egeversicherung ist not-
wendig, auch um in Zukunft gute Pfl ege 
gewährleisten zu können. Die Zahl der 
Pfl egebedürftigen ist seit Einführung 
der Pfl egeversicherung kontinuierlich ge-

stiegen: 2009 waren 2,27 Millionen Men-
schen pfl egebedürftig, für das Jahr  2030 
werden schon 3,27 Millionen Pfl egedürf-
tige prognostiziert. In Zukunft werden 
auch immer mehr Menschen mit Migrati-
onshintergrund pfl egebedürftig sein, wo-
durch sich neue Anforderungen ergeben. 
Hinzu kommt, dass die Zahl der Pfl egebe-
dürftigen mit Demenzerkrankungen Jahr 
für Jahr um 200.000 Menschen steigt. 
Waren es 2011 noch 1,4 Millionen an De-
menz Erkrankte, so wird für das Jahr 2060 
mit mehr als 2,5 Millionen Erkrankten ge-
rechnet.

Der wachsenden Zahl von Pfl egebe-
dürftigen steht ein zu erwartender Man-
gel an Pfl egekräften gegenüber. Für das 
Jahr 2025 wird der Mangel an Fachkräf-
ten laut Statistischem Bundesamt auf 
152.000 Pfl egekräfte geschätzt. Der Bun-
desverband der privaten Anbieter sozialer 
Dienste rechnet damit, dass in den nächs-
ten zehn Jahren sogar 288.000 zusätzli-

che Pfl egekräfte benötigt werden. Immer 
noch ist das Berufsbild in der öffentlichen 
Meinung mit negativen Attributen ver-
bunden. Geringe Bezahlung, schlechte 
Arbeits- und Entwicklungsbedingungen 
sind einige Beispiele. Diese Attribute gilt 
es zu beseitigen und gleichzeitig denjeni-
gen, die in diesem Bereich tätig sind, An-
erkennung entgegenzubringen. Pfl ege ist 
physische und psychische Schwerstarbeit. 

Gleichzeitig besteht eine hohe Identifi ka-
tion der Beschäftigten mit ihrem Beruf 
und ihrer Tätigkeit. Dieses Engagement 
muss daher angemessen und fair bezahlt 
werden.  

Wir brauchen ein Gesamtkonzept zur 
Pfl ege, um für Pfl egebedürftige die Un-
terstützung und Sicherung der Teilhabe 
auszuweiten, Pfl egepersonen weiter zu 
entlasten, gute Arbeit für Pfl egefachkräf-
te ermöglichen und Pfl egeinfrastruktur 
auszubauen. Die SPD-Bundestagsfraktion 
hat dazu ein umfassendes Konzept erar-
beitet, das ich Ihnen kurz näherbringen 
möchte. 

Um sich den Herausforderungen in der 
Pfl egepolitik zu stellen, braucht es eine 
Reform der Pfl egeversicherung, mit der 
die Grundlagen für einen umfassenden, 
ganzheitlichen Ansatz gelegt werden. Da-
mit wir uns in unserer älter werdenden 
Gesellschaft auf die Unterstützung und 

Bericht aus Berlin
Pfl ege als gesamtgesellschaftliche Aufgabe stärken!

Unser Bundestagsabgeordneter Ewald Schurer zu aktuellen Themen

Lassen Sie sich doch mal wieder von der gehobenen bayrischen Küche 
in unseren gemütlichen Stuben verwöhnen. Oder verbinden Sie das An-
genehme mit dem Offiziellen! Wir stellen Tagungs- und Banketträume 
für bis zu 100 Personen zu Ihrer Verfügung. Und falls Sie etwas länger 
bleiben – nutzen Sie doch unsere komfortablen Zimmer 
und entspannen Sie sich in unserem Wellnessbereich. 

HOTEL UND  GASTHOF         SUPERIOR | MÜNCHNERSTRASSE 4 | 85604 ZORNEDING
FON: 08106 / 24 26-0 | FAX: 08106 / 24 26-166 | INFO@HOTELNEUWIRT.DE

Modern GemütlichBayrisch

Pfl ege geht alle an
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Versorgung pfl egebedürftiger Menschen 
und insbesondere die steigenden Zahl de-
mentiell erkrankter Menschen einstellen.

Zur Bewältigung dieser gesamtgesell-
schaftlichen Aufgabe bedarf es einiger 
grundlegender Veränderungen bzw. Wei-
terentwicklungen im Pfl egebereich. Dazu 
gehört auch, mehr und besser auf die Be-
dürfnisse und Belange der zu Pfl egenden 
wie der Pfl egenden einzugehen.

Immer mehr Menschen machen sich 
Gedanken und haben Sorge, selbst pfl e-
gebedürftig zu werden. Zumeist ist es der 
Wunsch, bei Eintritt der Pfl egebedürftig-
keit so lange wie möglich in der eigenen 
häuslichen Umgebung bleiben zu kön-
nen. Die umfassende Organisation des 
Lebens in den eigenen vier Wänden stellt 
allerdings viele dann vor ernsthafte Pro-
bleme. Und ohne die Unterstützung von 
Familienmitgliedern bzw. ehrenamtlichen 
Helferinnen und Helfern ist es oftmals 
unumgänglich, in eine vollstationäre Pfl e-
geeinrichtung zu gehen.  

Für die meisten Menschen ist es eine 
Selbstverständlichkeit, ihre pfl egebedürf-
tigen Angehörigen im häuslichen Bereich 
selbst zu pfl egen. Sie tragen oftmals die 
Hauptlast bei der Versorgung und Pfl ege. 
Bisher werden zwei Drittel der pfl egebe-
dürftigen Menschen zu Hause gepfl egt 
und davon die überwiegende Mehrheit 
ausschließlich von den eigenen Angehö-
rigen. Ohne dieses Engagement der An-
gehörigen und von Ehrenamtlichen, wie 
etwa der Nachbarschaftshilfe, kann Pfl e-
ge nicht auskommen. Hinzu kommt, dass 
neben der Pfl ege des Angehörigen auch 
noch der eigene Haushalt und Beruf zu 
bewältigen sind. Deshalb gehört es zu ei-
ner Pfl egereform, dass Pfl ege und Beruf in 
Zukunft besser zu vereinbaren sind. Kon-
kret heißt das, dass gerade bei der sehr 
zeitintensiven Betreuung von Demenz-
kranken, die für die oftmals gleichaltrigen 
Partner eine Rund-um-die-Uhr-Betreuung 
bedeutet, etwas getan werden muss. Hier 
fordert die SPD-Bundestagsfraktion eine 
Verbesserung der Ausgestaltung bei der 
Kurzzeit- und Verhinderungspfl ege, von 
derzeit 1.510 Euro auf 3.020 Euro für acht 
Wochen. Dies soll den Pfl egepersonen die 
Möglichkeit geben, Kraft zu tanken. Zwei-
felsohne stünde ohne dieses Engagement 
die Gesellschaft vor noch größeren Her-
ausforderungen.

Die SPD-Bundestagsfraktion will das 
bisherige Pfl egezeitgesetz, das momen-
tan eine 6-monatige Freistellung bein-
haltet, mit dem Modell eines fl exibel 
handhabbaren Zeitbudgets mit Rechts-

anspruch für die Angehörigen weiterent-
wickeln. Ziel muss dabei sein, dass Frauen 
und Männer sich die Verantwortung für 
Sorgearbeit gleichberechtigt aufteilen. 
Eine Lohnersatzleistung soll die fi nanzi-
ellen Einbußen, die Angehörige durch die 
Reduzierung der Arbeitszeit entstehen, 
abfedern. Auch sollen Pfl egezeiten ren-
tenrechtlich höher bewertet werden. 

Wir müssen aber auch die Menschen 
im Blick haben, die im Alter alleine leben. 
Denn deren Zahl nimmt immer weiter zu. 
Im Jahr 2004 lebten laut Statistischem 
Bundesamt 40% der ambulant versorg-
ten Pfl egebedürftigen in 1-Personen-
Haushalten. Durch sich wandelnde Fami-
lienstrukturen und eine immer mobilere 
Gesellschaft wohnen oftmals die Kinder 
nicht mehr am selben Ort wie die Eltern. 

Damit fallen neben der Möglichkeit der 
familiären Pfl ege auch die wichtigen so-
zialen Kontakte weg. Um Vereinsamung 
von Pfl egebedürftigen und älteren Men-
schen zu vermeiden ist es notwendig, den 
Aufbau alternativer Wohn- und Betreu-
ungsformen vor Ort stärker zu unterstüt-
zen. Ältere Menschen und Pfl egebedürfti-
ge müssen in selbstgewählten „Familien“ 
leben können. 

Dazu müssen neue Wohnformen wie 
ambulant betreute Wohngemeinschaf-
ten und Mehrgenerationenwohnen mit 
vielfältigen Betreuungsangeboten und 
Lebensformen stärker gefördert werden, 
insbesondere im Hinblick auf Angebote 
für dementiell Erkrankte. Neue Formen 
des Zusammenlebens müssen in Modell-
projekten erprobt und die gesellschaft-
liche Teilhabe von Älteren und Pfl egebe-
dürftigen erhöht werden. Dies schließt 
unter anderem mit ein, dass die Barrie-
refreiheit sowohl in der Wohngestaltung 

wie auch im gesellschaftlichen Leben er-
höht wird.

Der „Pfl ege-Bahr“, der von Bundes-
gesundheitsminister Daniel Bahr (FDP) 
in seiner Reform zur Pfl egeversicherung 
eingebracht wurde und mit den Stim-
men von Union und FDP im Bundestag 
beschlossen wurde, ist keine Lösung der 
bestehenden Problematik. Vielmehr ist 
die Einführung eines Zuschusses zu ei-
ner privaten Pfl egeversicherung von 5,00 
Euro nur ein Geschenk an die darbenden 
Privatversicherungskonzerne. Dieser Be-
schluss bedeutet weiterhin Stillstand 
und verschärft die Probleme. Dabei ist 
es in Anbetracht des demographischen 
Faktors und dem Ziel, keine Klassenun-
terschiede bei der Pfl ege zu schaffen, 
unerlässlich, eine solide Finanzierung der 
Pfl egeversicherung zu gewährleisten. 

Wir als SPD-Bundestagsfraktion wol-
len die aufgeführten Punkte und noch 
weitere zur Leistungsverbesserung für 
Pfl egebedürftige und deren Angehöri-
ge schnellstmöglich umsetzen, ohne die 
Kommunen und die Versicherten unver-
hältnismäßig zu belasten. Wir wollen 
keine Zwei- oder Drei-Klassen-Pfl ege. Wir 
wollen deshalb die Bürgerversicherung 
Pfl ege, fi nanziert durch eine solidarische 
Umlage zu gleichen Teilen von Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern. Damit schaffen 
wir ein gerechtes System, das alle ent-
sprechend ihrer fi nanziellen Leistungsfä-
higkeit einbezieht und die Lasten gerecht 
verteilt.

Herzlichst Ihr

Wir brauchen eine umfassende 
Reform der Pfl ege
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Allen bekannt: Bei dem Spiel Mo-
nopoly erhält jeder Teilnehmer zu 
Spielbeginn einen Geldbetrag. Ziel 

der Spieler ist, dieses Vermögen während 
des Spielverlaufs zu vergrößern, indem 
sie beispielsweise Häuser kaufen, ent-
sprechend Mieten einfordern oder das 
Kapital durch geschickten Handel mit 
ihren Besitzungen zu vermehren. Vielen 
unbekannt: Beim Emissionshandel läuft 
es ganz ähnlich!

Die beteiligten Firmen werden vom 
deutschen Staat seit Einführung des 
Emissionshandels mit Emissionsrechten 
reich bedacht. Durch den Einsatz dieser 
Rechte verlieren die Unternehmen keiner-
lei Gewinne, wenn sie die Produktion wie 
bisher weiter laufen lassen, statt in die 
Einführung umweltschonender Verfah-
ren zu investieren. Die Konzerne können 
ihren Profi t durch den Weiterverkauf der 
Emissionsrechte an den Meistbietenden 
sogar noch steigern. 

In beiden Monopoly-Versionen gibt es 
einen Gewinner. Es siegt der Spieler, der 
am Ende das meiste Geld angehäuft hat. 
Der Unterschied der beiden Spielarten 
besteht darin, dass die Spielregeln beim 
Emissionshandel eigentlich einen ande-
ren Verlauf vorsehen und die Verlierer 
wirkliche Verlierer sind: Alle auf der Welt 
existierenden Lebewesen. 

Das EU-Emissionshandelssystem war 
eigentlich dazu gedacht, den Klimaschutz 
zu unterstützen, indem Industriebetriebe 
dazu gebracht werden, den klimaschäd-
lichen Schadstoffausstoß zu verringern. 
Durch die Einführung des CO

2
-Handels 

wollte man einen Anreiz für die Betriebe 

schaffen, im eigenen Interesse aktiv zu 
werden, statt die Indus trie mit einem Re-
gelwerk zu überziehen, das sich im Lauf 
der Zeit sicher zu einem undurchdring-
lichen bürokratischen Gestrüpp ausge-
wachsen hätte.

Die Idee dahinter war einfach und 
sinnvoll: Die Luft hat keinen Eigentümer, 
deshalb kostet sie nichts; es kostet daher 
auch nichts, sie mit CO

2
 anzureichern. In-

dustriebetriebe machen in der Regel eine 
einfache Rechnung auf:  Was nichts kos-
tet, fällt ebenso unter den Tisch wie das, 
was keine Erträge bringt. Die Europäische 
Union musste also zuerst einmal dafür 
sorgen, dass der CO

2
-Ausstoß als Kosten-

faktor in der Bilanz auftaucht, jede Tonne 
CO

2
-Ausstoß musste etwas kosten.

Um der Industrie Zeit zu geben, sich 
auf die neuen Bedingungen einzustel-
len, wurden Emissionsrechte verschenkt. 
Ein Emissionsrecht, auch Zertifi kat ge-
nannt, gestattet den Ausstoß einer Tonne 
CO

2
. Zunächst bekam jeder so viele Ver-

schmutzungsrechte, wie er bei Einfüh-
rung des Gesetzes benötigte, um ohne 
Mehrkosten so viel CO

2
 in die Luft blasen 

zu können wie vorher. Seit 2008 werden 
jedes Jahr neue Emissionsrechte zugeteilt 
- es sollten mit der Zeit immer weniger 
werden. Und wer in bessere Prozesse in-
vestiert und seinen CO

2
-Ausstoß dadurch 

verringert, sollte die nicht verbrauchten 
Emissionsrechte verkaufen und die getä-
tigten Investitionen dadurch mindestens 
teilweise refi nanzieren können. Der Emis-
sionshandel war damit eingeführt. 

Emissionsrechte kann man auch dann 
erwerben, wenn man irgendwo auf der 
Welt in Maßnahmen investiert, die den 
CO

2
-Ausstoß vermindern. Schließlich ist 

die Luft überall und CO
2
 kommt überall 

hin! Umgekehrt können Emissionsrechte 
zugekauft werden, wenn die Umstellung 
der Produktion nicht möglich oder zu teu-
er ist. Durch den Handel sollte sich der 
Preis für Emissionsrechte einpendeln, der 
zudem durch knappere Zuteiltung mit der 
Zeit steigen würde. Man sagte sich: Die 
Industrie ist erfi ndungsreich, die werden 
selbst diejenigen Verbesserungen fi nden 
und einführen, die am wenigsten kosten 
und am schnellsten etwas bringen.

Erfi ndungsreich ist die Industrie in der 
Tat. Zuerst einmal schätzten die Unter-
nehmen ihren aktuellen CO

2
-Ausstoß 

„recht“ großzügig und bekamen ent-
sprechend großzügig Emissionsrechte 
zugeteilt, besonders in Deutschland. So 
waren von Anfang an zu viele Emissions-
rechte auf dem Markt und, gepaart mit 
der Wirtschafts- und Finanzkrise, verfi el 
der Preis zeitweise bis auf 10 ₠ pro Tonne. 
Es gab Stahlwerke, die nur noch zu 50 % 
ausgelastet waren und deswegen viel zu 
viele CO

2
-Zertifi kate hatten. Der Anreiz zu 

investieren fi el weg: Man hatte ja mehr 
als genug Emissionsrechte und konnte 
billig welche dazukaufen, anstatt für teu-
res Geld Anlagen zu modernisieren. Viele 
Firmen begannen, die Verschmutzungs-
rechte zu horten, weil sie nicht verfallen 
und der Preis irgendwann ganz sicher 
steigen wird. Mit den gehorteten Emis-
sionsrechten können Investitionen zum 
Klimaschutz aber noch auf Jahre hinaus 
verzögert werden.

Das Emissionshandelsgesetz ist also im 
Grundsatz sinnvoll geplant, aber in der 
praktischen Umsetzung nicht erfolgreich. 
In der Öffentlichkeit blieb das Thema 
weitgehend unbemerkt und unbekannt. 

Die britische Umweltorganisation 
Sandbag Climate Campaign zeigt nun in 
einer Studie, dass Deutschland seinen In-
dustriebetrieben wirklich außergewöhn-
lich viele Emissionsrechte geschenkt hat 
und die Unternehmen mit diesen außer-
gewöhnlich viel Geld gemacht haben. 
Zum Beispiel erhielt allein der größte 
Stahlproduzent Deutschlands, Thyssen-
Krupp, seit Einführung des Emissionshan-
dels 19,5 Millionen Emissionsrechte zu 
viel geschenkt. Diese haben laut Sandbag 
immerhin einen Wert von 253,6 Millionen 
Euro. Aber auch Salzgitter, der zweitgröß-
te Stahlproduzent, bekam noch 7,5 Millio-
nen Verschmutzungsrechte zu viel. Allein 

Millionengeschäfte mit CO
2
 - das Monopoly-Spiel unserer Zeit?

Infobroschüre Photovoltaik

jetzt kostenfrei anfordern unter:

photovoltaik@elektro-roehrl.de

Ihr Fachbetrieb aus der Region berät Sie gerne zu allen The-

men rund um die Photovoltaik wie z. B. garantierte Einspei-

severgütung, Steuern sparen, Finanzierung sowie staatliche 

Förderung. Wir über 100 Photovoltaikanlagen im Großraum 

München erfolgreich montiert und stehen unseren Kunden für 

die routinemäßigen Wartungs- und Reparaturarbeiten zur Ver-

fügung. Wir verbauen ausschließlich Solarmodule von deut-

schen Qualitätsherstellern. 

Die Sonne
bringt Bares!

Umweltfreundlicher und
renditestarker Strom durch

Photovoltaik.

Elektro Röhrl GmbH | Elektroinstallation und Photovoltaik 

Wasserburger Landstraße 2 | 85604 Zorneding

Tel. 08106 - 29061 | Fax 08106 - 29949 | photovoltaik@elektro-roehrl.de

www.elektro-roehrl.de

Wir spielen mit der Zukunft
unserer Kinder
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Rente gut – alles gut.

Wir versichern Bayern.

Versicherungungsbüro Hans-Jürgen Eder & Christian Krah

Georg-Wimmer-Ring 18 · 85604 Zorneding

Telefon (0 8106) 2 02 66 · Telefax (0 8106) 2 02 64

E-Mail info@vb-eder-krah.vkb.de

Wir planen Ihre Rente, als wär’s unsere eigene: Denn wir sichern Ihnen

z. B. bei der Riester-Rente die maximale Förderung und hohe Steuervorteile.

Fragen Sie uns – wir beraten Sie gerne!

die 10 größten Nutznießer des Emissi-
onshandels in Deutschland sollen ein zu-
sätzliches Vermögen von 782 Millionen 
Euro angehäuft haben. Der Vorsitzende 
des BUND, Hubert Weiger: „Der Emissi-
onshandel ist verkommen und der Klima-
schutz wird damit pervertiert“. 

Ab 2013 war von der EU geplant, die Re-
geln der Umweltverschmutzung deutlich 
zu verschärfen und weniger Emissions-
rechte zu verschenken. Die bis dahin zu 
Geld gemachten Zertifi kate würden dann 
von den Unternehmern wieder selbst 
gebraucht werden und damit würden 
die dringend benötigten Rechte knapp 
und teuer, so wie ursprünglich geplant. 
Letztendlich müssten die umweltver-
schmutzenden Betriebe Zertifi kate käuf-
lich erwerben oder ihren CO

2
-Ausstoß 

massiv verringern. Aber die Industrie 
fand einen geschickten Weg aus der na-
henden Gefahr. Sie drohte mit massivem 
Arbeitsplatzverlust und Abwanderung 
und schickte in Brüssel tausende Arbeiter 
auf die Straßen. Diese Taktik zeigte Wir-
kung: Auch nach 2013 wird die Politik nun 
weiterhin reichlich Emissionsrechte ver-
schenken.

Man glaubt es kaum: Laut der ZDF-
Sendung „Frontal“ werden Mineralöl-
konzerne und Zementwerke, Hersteller 
von Strumpfwaren oder Tapeten, Waf-
fen- und Munitionsproduzenten, selbst 
die Fabrikanten von Modeschmuck und 
Tomatenmark in Zukunft mit Emissions-
rechten bedacht. Alles gratis, inklusive 
Extraportion zur Beruhigung! All diese 
angeblich, wegen des internationalen 
Wettbewerbs besonders gefährdeten, 
Unternehmen setzten, wie üblich, ihren 
Lobbywunsch bei der Deutschen Regie-
rung durch. Tatsächlich stellte Sandbag 
fest, dass von den insgesamt 164 berück-
sichtigten Industriesparten nur sieben 
wirklich gefährdet seien, wie zum Beispiel 
die Hersteller von Roheisen.

Dass die Politik immer noch wertvolle 
Emissionsrechte kostenlos an die Indus trie 
verschenkt, sollte uns wirklich aufregen. 
Die überfl üssigen Zertifi kate müssten 
weggenommen werden, denn der jetzi-
ge Emissionshandel schadet dem Klima-
schutz, anstatt die drohende Klimakata-
strophe zu bremsen und, im günstigsten 
Fall, abzuwenden. Im Mai dieses Jahres 
hat der Club of Rome, 40 Jahre nach sei-
nem Aufsehen erregenden Bericht „Die 
Grenzen des Wachstums“, eine neue Stu-
die veröffentlicht. Der aktuelle Bericht, 
genannt „2052“, zeigt in erschreckenden 

Bildern, dass der von Menschen befeuer-
te Klimawandel die Erdatmosphäre unge-
bremst aufheizt. Im Jahr 2052 wird sich 
die Temperatur auf der Erde um mehr als 
zwei Grad erhöht haben. Da ist für jeden 
zu lesen, dass die bisherige Hemmungslo-
sigkeit und das grenzenlos vorangetriebe-
ne Wachstum der modernen Gesellschaft 
die Menschheit erstmals in der Geschich-
te an einen Punkt führen wird, an dem es 
in Teilen der Welt zum „Kollaps unserer 
Zivilisation“ kommen wird. Für uns Men-
schen sieht es dann richtig übel aus.

Der norwegische Zukunftsforscher Jor-
gen Randers, Mitglied des 1968 gegründe-
ten Club of Rome, glaubt gemeinsam mit 
seinen 30 Kollegen, dass „die Menschheit 
die Ressourcen der Erde ausgereizt hat“ 
und er macht dafür die kurzfristig denken-
de Politik und Wirtschaft verantwortlich. 
Vom 20. bis 22. Juni 2012 tagte in Rio de 
Janeiro erneut der Erdgipfel der Vereinten 
Nationen mit dem Ziel, eine globale Nach-
haltigkeitspolitik durchzusetzen. Der glo-
bal steigende Ressourcenverbrauch und 
die fehlende umweltfreundliche Wirt-
schaftsweise standen auf der Tagesord-
nung, doch die deutsche Bundeskanzlerin 
Angela Merkel hatte ihre Teilnahme be-

reits im Vorfeld abgesagt! Kommen Ihnen 
da auch Zweifel am politischen Willen, 
sich für den Klimaschutz einzusetzen?

All diesen düsteren Prognosen steht 
der einzelne Bürger fast machtlos ge-
genüber. Doch es gibt Ansätze, den ge-
wohnten und weiterhin gewünschten 
Komfort des Einzelnen und die Erhaltung 
einer lebenswerten Welt in Einklang zu 
bringen. Es steht uns eine immense Her-
ausforderung bevor. Wir müssen endlich 
anpacken und im Kleinen beginnen, jeder 
bei sich. Im Großen darf es nicht bei den 
ersten Weichenstellungen bleiben, denn 
noch schreitet die Umsetzung einer kli-
mafreundlichen Umweltpolitik viel zu 
langsam voran. In den wichtigsten 20 In-
dustrie- und Schwellenländern stieg der 
Ausstoß schädlicher Klimagase im ver-
gangenen Jahr um weitere 5,8 %.

Letztendlich wird sich der Mensch mit 
Verzicht anfreunden müssen, wollen wir 
uns nicht von späteren Generationen 
nachsagen lassen: Ihr habt genau ge-
wusst, was ihr anrichtet, aber nichts da-
gegen unternommen. Die Klimakatastro-
phe wäre aufzuhalten gewesen - aber ihr 
habt unsere Welt ruiniert.

Bianka Poschenrieder

Zu viele Zertifi kate,
zu wenig Umweltschutz

Emissionsrechte selbst
für Tomatenmark-Hersteller
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Glücksspiel-Gesetz

Auch wenn die Spielhalle im Ersatzbau 
des Zornedinger Bahnhofs zumindest der-
zeit vom Tisch ist, weil der entsprechende 
Bauantrag zurückgezogen wurde – die 
Gesetzesnovelle von CSU und FDP im Bay-
erischen Landtag ermöglicht Spielecenter 
mit 48 Spielautomaten und erweist damit 
der Glückspielsucht und den Spielsüchti-
gen einen Bärendienst.

Denn das Gesetz zur Ausführung des 
Staatsvertrags zum Glücksspielwesen, 
das ja eigentlich der Kontrolle der Aus-
breitung von Spielhallen in Bayern die-
nen soll, ist nicht wirkungsvoll genug. 
Nötig ist ein effektives Spielhallengesetz 
und keine Pseudolösung, wie sie mit der 
schwarz-gelben Novelle beschlossen wur-
de. Die steigende Zahl von Spielhallen 
und, damit einhergehend, die Zunahme 
von Glücksspielsüchtigen ist nicht länger 
hinnehmbar. Auch in Bayern braucht man 
gesetzliche Regelungen, um Spielhallen 
und Spielsucht wirkungsvoll entgegen-
treten zu können. Oberstes Ziel eines 
Bayerischen Spielhallengesetzes muss 
der Spielerschutz sein. Wir wollen das 
Glücksspiel nicht generell verbieten, aber 
die Menschen vor pathologischem und 
problematischem Spielverhalten schüt-
zen. Die SPD-Fraktion hält daher an ihrem 
Gesetzentwurf fest, der ein schlüssiges 
Konzept zur Bekämpfung des gewerbli-
chen Glücksspiels und somit zur Glücks-
spielsuchtprävention beinhaltet.

Das Abstandsgebot von 250 Meter Luft-
linie zwischen zwei Spielhallen ist viel zu 
gering; außerdem kann man sich davon 
befreien lassen: Nach dem neuen Glück-
spielstaatsvertrag darf die Erlaubnisbe-
hörde nach Ablauf der Fünf-Jahresfrist 
für sogenannten „Alt-Spielhallen“ eine 
Befreiung von der Mindestabstandsrege-
lung und dem Verbot von Mehrfachkon-
zessionen zulassen. Der Gesetzentwurf 
der Staatsregierung sieht eine solche 
Befreiungsmöglichkeit vor, wenn die Ge-
samtzahl der Spielautomaten in einem 
Gebäude oder Gebäudekomplex 48 Spiel-
automaten nicht übersteigt. Dies sind 
viermal so viel Glücksspielautomaten wie 
nach der Spielverordnung in einer einzel-
nen Spielhalle zulässig sind. Das Gesetz 
der Staatsregierung scheint geradezu da-
rauf angelegt, sich selbst zu unterlaufen.

Angesichts der Vielzahl unbestimmter 
Rechtsbegriffe ist das Gesetz in der Pra-
xis kaum umsetzbar. Der Mindestabstand 
muss auf 500 Meter erhöht werden, um 
die Zahl der Spielhallen wirksamer be-
grenzen zu können. Auch muss für Spiel-
hallen eine gesetzliche Sperrzeit von 
mindestens sechs Stunden geschaffen 
werden.

Zocker vor Gericht

Seit Mitte Juni müssen sich acht frü-
here Top-Manager der BayernLB vor dem 
Landgericht München wegen grober 
Pfl ichtverletzung beim Kauf der öster-

reichischen Bank Hypo Group Alpe Adria 
(HGAA) im Jahr 2007 verantworten. Die 
Bayerische Landesbank verklagt sie auf 
200 Millionen Euro Schadensersatz. Nach 
Jahren intensiver Aufarbeitung, unter an-
derem durch den von der SPD initiierten 
Untersuchungsausschuss im Bayerischen 
Landtag, beginnt damit ein weiteres Ka-
pitel in einem der größten Desaster der 
bayerischen Finanzgeschichte. Insgesamt 
ist bei dem Fehlkauf ein Schaden in Höhe 
von 3,75 Milliarden Euro entstanden.

Man darf gespannt sein, wie das Ge-
richt die spektakulären Fehlentschei-
dungen der ehemaligen Finanzmanager 
bewertet, wo in diesem Fall die Grenze 
zwischen Fahrlässigkeit und grober Fahr-
lässigkeit gezogen wird. Eine solche Ein-
schätzung hätte unmittelbar Bedeutung 
für die Frage, ob auch die ehemaligen 
CSU-Verwaltungsräte der BayernLB die 

Neues aus dem Landtag
Unsere Betreuungsabgeordnete Adelheid Rupp zu aktuellen Themen

JUWELIER

Ursula Stadler-Geith

81827 München    Waldtruderinger Str. 61
Tel. 089 / 43 57 26 20    Fax 089 / 43 57 26 21

www.platinissimo.de    www.muenchen.de
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Öffnungszeiten: Mo-Fr 10-13 und 14.30-18.30 Uhr,  Weihnachtssamstage 10-18 Uhr

Machen Sie das Beste aus Ihren Augen
mit Varilux® Physio™ – 

 das erste Gleitsichtglas für 

 hochauflösendes Sehen.

Bei uns erhältlich.

Ihre Augen streben nach Präzision

Neue Poststr. 9  ·  85598 Baldham  ·  Tel. 0 81 06 / 70 69
Mo-Fr  9-12.30 und 14-18.30 Uhr  ·  Sa  9-13 Uhr

… da geh' ich hin!

www.geith-optik.com
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Unser Gold.

Privatbrauerei Schweiger 

GmbH & Co. KG

Ebersberger Straße 25

85570 Markt Schwaben

www.schweiger-bier.de

Geschäfte der jetzt angeklagten Vorstän-
de besser hätten überwachen müssen 
und damit beim Kauf der HGAA ebenso 
kläglich versagt hätten.

Ganztagsschule: Bayern Schlusslicht

Zum kommenden Schuljahr  hat die 
SPD-Fraktion im Landtag mit einem 
Dringlichkeitsantrag die Verdoppelung 
der gebundenen Ganztagsschulplätze 
gefordert. Dass Bayern einmal in Bil-
dungsfragen auf dem letzten Platz in 
Deutschland landen würde, wer hätte das 
gedacht? Die jüngste Bertelsmann-Studie 
formuliert einen ganz klaren Auftrag: Wir 
brauchen einen Rechtsanspruch auf einen 
Ganztagsschulplatz, wir brauchen in allen 
Ganztagsangeboten eine hohe Qualität, 
und wir brauchen eine bessere personelle 
Ausstattung in den bestehenden Ganz-
tagsschulklassen.

Aktuell besuchen lediglich knapp fünf 
Prozent der Schülerinnen und Schüler in 
Bayern eine gebundene Ganztagsschu-

le. Es darf nicht sein, dass Kultusminis-
ter Spaenle die verschiedenartigen Be-
treuungsformen wie Mittagsbetreuung, 
verlängerte Mittagsbetreuung, Horte, 
Tagesheime und offene Ganztagsklassen 
als gleichwertig anpreist. Hier darf nicht 
„Masse statt Klasse“ gelten.

Die Not ist groß in Bayern, wenn es um 
den Ausbau der gebundenen Ganztags-
klassen geht. Die Zahlen des Kultusminis-
teriums geben ein absolut falsches Bild 
ab: Eine Abdeckung an Betreuungsange-
boten von 90 Prozent wird nur erreicht, 
wenn die von Müttern organisierte Mit-
tagsbetreuung in der Grundschule als 
Ganztagsangebot mit eingerechnet wird. 
Bayern ist und bleibt Schlusslicht beim 
Thema Ganztagsschule. Eine komplette 
Ganztagsschule, die den Kindern viel Zeit 
zum Lernen gibt, muss man in Bayern mit 
der Lupe suchen Vor allem an den Gymna-
sien und Realschulen, die derzeit nach der 
Grundschule am stärksten nachgefragt 
werden, ist festzustellen: Fehlanzeige. An 
lediglich 41 von 415 Gymnasien werden 

einzelne Ganztagsklassen angeboten und 
an nur 25 von 365 Realschulen. Von 2.300 
Grundschulen gibt es nur an 315 Standor-
ten einzelne Ganztagsklassen.

Die CSU hat viel zu lange gebraucht, 
um den enormen Bedarf an Ganztags-
bildung zu erkennen. Das rächt sich noch 
in den nächsten Jahren und ist bitter für 
alle Familien, die auf gute Ganztagsbil-
dung angewiesen sind. Minister Spaenle 
müsste endlich handeln und mehr Lehrer-
stellen bereitstellen, damit die Quote der 
gebundenen Ganztagsklassen schneller 
erhöhte werden können. An Grundschu-
len ist dringend eine bessere Finanzie-
rung der gebundenen Ganztagsangebote 
erforderlich. Zusätzlich benötigen wir ein 
Sonderprogramm zum Ausbau der Schu-
len, um die notwendigen Räumlichkeiten 
für Ganztagsschule (z. B. Ruhe- bzw. Frei-
zeiträume) zu schaffen.

Ihre
Adelheid Rupp

Der Politische Stammtisch der SPD
Interessierte Bürgerinnen und Bürger diskutieren regelmä-

ßig am Vorabend der Gemeinderatssitzung mit den SPD-Ge-
meinderäten über aktuelle politische Fragen.

Unser Stammtisch fi ndet jeweils mittwochs um 19.30 Uhr 
statt, in der Pizzeria Da Sabatino, Bahnhofstraße 46 (direkt an 
der Unterführung nach Pöring).

Achten Sie auf unsere Ankündigung in der Presse oder 
schauen Sie auf „Termine” unter 

www.spd-zorneding.de.
Wenn Sie per E-Mail eingeladen werden möchten, schrei-

ben Sie kurz an info@spd-zorneding.de.
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Tagebücher!
Junge Mädchen schreiben sie, wenn 

sie zum ersten Mal so richtig verliebt sind 
oder von Liebeskummer geplagt werden. 
Reisende schreiben sie, um die vielfälti-
gen Eindrücke und abenteuerlichen Er-
lebnisse in der Ferne festzuhalten. Jun-
gen schreiben sie, um - na, da bin ich mir 
nicht sicher, denn heutzutage vertrauen 
die Jugendlichen ihre täglichen Gedanken 
sowieso eher dem World Wide Web und 
Facebook an.

Doch es gibt immer noch und im-
mer wieder Menschen, die ein Tagebuch 
hinterlassen. Manchmal literarisch an-
spruchsvoll, manchmal von wahren Den-
kern oder Gelehrten verfasst und manch-
mal sogar von der Nachwelt als Lehrstück 
für das Leben verschlungen.

Solch ein Tagebuch stellt uns dieses Mal 
unsere Buchkennerin Ingrid  Sendrowski 
vor. Keine leichte Lektüre hat sie gewählt, 
kein seichter Zeitvertreib für den Leser, 
aber ein Buch zum Nachdenken und nach-
denklich werden. 

Das Redaktionsteam wünscht Ihnen 
eine ruhige Stunde zum Lesen dieses 
bewegenden Buches, das Ihnen in ein-
drucksvoller und präziser Weise die Zeit 
zwischen 1938 und 1945 näher bringt. 

Bianka Poschenrieder

Wer wissen wollte …
Friedrich Kellner, Vernebelt, verdunkelt 
sind alle Hirne. Tagebücher 1939-1945

„Der Sinn meiner Niederschrift ist der, 
augenblickliche Stimmungsbilder aus 
meiner Umgebung festzuhalten, damit 
eine spätere Zeit nicht in die Versuchung 
kommt, ein ‚großes Geschehen’ daraus zu 
konstruieren.“ Mit diesen Worten beginnt 
Friedrich Kellner am 26. September 1938 
in der hessischen Kleinstadt Laubach sein 
Tagebuch, das er bis zum Ende des Zwei-
ten Weltkriegs führen wird und mit dem 
er ein großartiges zeitgeschichtliches Do-
kument schuf. In zehn Heften schrieb er 
seine Beobachtungen und Analysen nie-
der, ergänzt sie mit teilweise kommen-
tierten Zeitungsausschnitten. Die Tage-
bücher belegen eindrucksvoll, dass, wer 
sehen und erkennen wollte, das durchaus 
tun konnte und sich nicht bequem hinter 
der viel zu oft gehörten Formel „Davon 
haben wir nichts gewusst“ verstecken 
musste. Auch ohne Insiderwissen und Zu-
gang zu informierten Kreisen.

Friedrich Kellner kam 1885 in Vaihingen 
an der Enz als Sohn eines Bäckers und ei-
nes Dienstmädchens zur Welt. In Mainz, 
wohin die Familie 1889 übersiedelte, be-
suchte er die Volks- und Oberrealschule 
und absolvierte eine Ausbildung als Ge-
richtsschreiber. 1911 heiratete er Pauline 
Preuß, 1916 wurde ihr einziger Sohn Karl 
Friedrich Wilhelm geboren.

Kellner war 1914 zur Armee eingezogen 
worden, doch nachdem er zweimal ver-
wundet worden war, endete sein aktiver 

Kriegsdienst bereits 1915. Das Ende des 
Ersten Weltkriegs erlebte er in einer Ar-
mee-Intendantur in Frankfurt. 1920 wur-
de Kellner zum Justizinspektor befördert, 
zur gleichen Zeit trat er in die SPD ein. Im 
Gegensatz zu vielen Skeptikern war Kell-
ner von Beginn der Weimarer Republik an 
ein überzeugter Anhänger der Demokra-
tie und machte daraus auch nie ein Hehl. 
Natürlich machte ihn seine Überzeugung 
und unverhohlene Ablehnung des Na-
tionalsozialismus verdächtig, doch die 
Beweise gegen ihn reichten nie für eine 
Verhaftung aus. Auch nicht in Laubach, 
einer stramm nationalsozialistischen 
Kleinstadt in Oberhessen, wohin er 1932 
versetzt wurde und wo der Oberamts-
richter Ludwig Schmitt ein bekennendes 
Parteimitglied und überzeugter National-
sozialist war.

Im August 1939 bemerkt Kellner „un-
trügliche Zeichen einer geheimen Mo-
bilmachung“ und lässt sich nach dem 

Überfall auf Polen nicht durch die „auf-
gebauschten Anfangserfolge“ täuschen. 
Als das Dienstmädchen Dr. Schmitts von 
einem Brief ihres inzwischen eingezoge-
nen Dienstherren berichtet, demzufolge 
es keinen Krieg geben werde, kommen-
tiert Kellner dies mit den Worten „ent-
weder ist dieser Akademiker ein ganz gro-
ßes Rindvieh oder er hält uns für Idioten 
1. Klasse.“

Wolfgang Stranak
Fachpraxis für Fußpflege, Podologie
und Physikalische Therapie

Leistungen der
physikalischen Therapie

Massagen aller Art,
Bewegungstherapie,
Man. Lymphdrainage,
Heißluftbehandlungen,
Naturmoor (Fango),
Fuß-Reflex-Massagen,
Fuß- und Unterschenkel-
massagen,
Temperaturansteigende
Bäder (Schiele Bäder).

Leistungen der
Medizinischen Fußpflege

Eingewachsene und
verdickte Nägel,
Hornhautbehandlungen,
Behandlung von Hühner-
augen und Warzen,
Verschiedene Nagel-
korrekturspangen,
Nagelprothetik,
Fußbehandlungen beim
Diabetiker,
Parrafin-Bäder,
Pflegeprodukte-Verkauf.

podologie-zorneding@gmx.de    www.podologie-zorneding.com

Grünlandstraße 1
85604 Zorneding

Tel: 08106 - 2 03 02

Wer wissen will,
kann immer wissen!
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Auch im weiteren Verlauf lässt sich 
Kellner nicht für einen Idioten halten. 
Wie die meisten Deutschen hat er nur 
die gleichgeschalteten Medien zur 
Verfügung. Doch dieser kleine Justi-
zangestellte ohne höhere Schulbil-
dung versteht zwischen den Zeilen 
zu lesen, deckt Widersprüche auf 
und hält alles akribisch fest. Sein 
Tagebuch wird ihm zunehmend 
zum Rückzugsort, denn er ist nicht 
so naiv zu glauben, dass er seine 
Meinung offen sagen kann.

Ihm entgehen nicht die Depor-
tationen der Juden, anders als vie-
le fragt er sich jedoch, wohin sie 
gebracht werden und warum. Weil 
er wohl einer der wenigen ist, die 
„Mein Kampf“ tatsächlich gele-
sen haben, tut er Erzählungen von 
Frontsoldaten über „Greueltaten“ 
nicht als unglaublich ab, sondern 
weiß sie als grausam-logische Kon-
sequenz einer menschenverachten-
den Ideologie einzuordnen. Und er 
unterscheidet sehr genau zwischen 
Propaganda und den Fakten, die 
sich aus der Berichterstattung her-
auslesen lassen. 1944 erkennt Kell-
ner: „Adolf Hitler hat richtig speku-
liert. Mit seinen Tiraden hat er nicht 
nur die Dümmsten unter der Masse des 
Volkes, sondern leider auch eine große 
Menge jener Leute eingefangen, die sich 
zur Intelligenz rechneten.“

Kellners Stil ist nicht geschliffen, er ist 
oft besserwisserisch und kleinherrlich. 

Trotzdem stehen seine Tagebücher als 
Dokument gleichberechtigt neben jenen 
von Viktor Klemperer.

Doch anders als Klemperer ist Kellner 
nicht verfolgt und betroffen, entstammt 
er nicht dem intellektuellen Großbürger-
tum. Was Kellner las, hörte und notierte, 
konnte jeder lesen und hören. Wenn nur 
jeder gewollte hätte.

Friedrich Kellner führte sein Tagebuch, 
wie eingangs zitiert, vor allem als exem-
plarische Warnung und Vermächtnis an 

nachfolgende Generationen. Auch 
für seinen seit 1936 in USA leben-
den Sohn. Dessen Sohn wiederum, 
Robert Martin Scott Kellner, ist es 
zu verdanken, dass dieses Doku-
ment veröffentlicht wurde. Der En-
kel initiierte 2005 eine Ausstellung 
des Tagebuchs in der George Bush 
Presidential Library, ausgerechnet 
auf Anregung des ehemaligen Prä-
sidenten. Ein Bericht im Nachrich-
tenmagazin „Der Spiegel“ erregte 
die Aufmerksamkeit der Universität 
Gießen, ganze 25 Autominuten von 
Laubach entfernt. Dort gibt es eine 
„Arbeitsstelle Holocaustliteratur“. 
Jetzt liegen alle Tagebücher in einer 
wissenschaftlich edierten Ausgabe 
vor. Wie viele, die in endlosen Dis-
kussionen sich immer wieder an-
hören mussten, dass man „nichts 
gewusst“ habe, hätten sich diese 
beiden Bände gewünscht. Denn sie 
beweisen eindrucksvoll, dass, wer 
wissen will, immer wissen kann.

Wer an der wissenschaftlichen 
Erforschung der Thematik interes-
siert ist, dem sei als weitere Lektüre 

empfohlen: Peter Longerich „Davon ha-
ben wir nichts gewusst!“ Die Deutschen 
und die Judenverfolgung 1933-1945, er-
schienen im Verlag Siedler.

Ingrid Sendrowski

Verehrte Leserin, verehrter Leser

Sie könne nicht überall sein? Die Mitarbeiter der Verwaltung 
und die Gemeinderäte auch nicht! Aber gemeinsam sind wir 
stärker. Teilen Sie uns bitte mit, wenn Ihnen etwas auffällt, das 
im Gemeindegebiet nicht in Ordnung ist.
Dieser Zettel soll Ihnen dabei helfen. Wir kümmern uns.

Wann festgestellt _________________________

Wo festgestellt  _________________________

Damit wir Sie
informieren können...

Name   _________________________

Adresse   _________________________

Telefon   _________________________

Zettel bitte einwerfen: SPD-Briefkasten, Zehetmayrstraße 5 

o Gehweg/Straße beschädigt

o Sträucher/Bäume zurückschneiden

o Spielgerät beschädigt

o Straßenlampe beschädigt/brennt nicht

o Verkehrsschild beschädigt

o Container voll/verschmutzt

o Gully verstopft

o Sonstiges _________________________

   _________________________

   _________________________

oder E-Mail an fraktion@spd-zorneding.de

%
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„Ein tragfähiges Konzept fehlt!“ war 
einer der ersten Sätze, die wir von Herrn 
Schmidt bei der Begrüßung unserer gro-
ßen Besuchergruppe aus Zorneding hör-
ten. Das Energie-Forum Zorneding und 
der Ortsverein der SPD hatten gemein-
sam den Besuch des Erdgasspeichers bei 
Wolfersberg organisiert. Der Bereichslei-
ter der RWE Dea AG für Bayern, ließ es 
sich nicht nehmen, unsere interessierten 
Energiewende-Befürworter persönlich 
ins Erdgasgeschäft einzuführen.

Er beklagte, dass die etablierte Ener-
giewirtschaft nach Fukushima zum Feind 
deklariert worden sei, die ursprüngliche 
Planungssicherheit 
des politisch vorge-
sehenen Ausstiegs-
szenarios über Nacht 
u m g e s c h m i s s e n 
wurde und die Poli-
tik es bis heute nicht 
geschafft habe, den 
Umstieg auf rege-
nerative Energien 
schnell durchzuset-
zen. Die Energieer-
zeugung, ihr Trans-
port und ihr Vertrieb 
wurden schon vor 
einiger Zeit vonein-
ander getrennt, was 
das Zusammenspiel 
der einzelnen Berei-
che für die gesamte 
Energiewirtschaft erschwerte. Die erfor-
derlichen Verfahren für die Realisierung 
von Energiegewinnung durch erneuerba-
re Energie dauern viel zu lange. Zum Bei-
spiel sind von den 1.000 km zusätzlicher, 
dringend benötigter Transporttrassen in 
Deutschland für den Energietransport 
von Nord nach Süd erst 80 km gebaut, 

250 km projektiert - der Rest fehlt wohl 
noch für längere Zeit.

Das Wetter am 25. Mai, unserem 
Ausfl ugstag, verbreitete in der Gruppe 
allerdings eine entschieden optimisti-
schere Stimmung hinsichtlich einer er-
folgreichen Nutzung regenerativer Ener-
gien. Es blies ein kräftiger Ostwind und 
die Sonne schien. Mit Windrad, Photovol-
taik und Wasserkraft könnte an so einem 
schönen Tag der hohe Energiebedarf Bay-
erns problemlos gedeckt werden. Doch 
der Wind bläst nicht immer und auf die 
Sonne ist auch nicht immer Verlass. Der 
Verbraucher will das Licht aber jederzeit 

einschalten können! Deswegen brauchen 
wir neben den regenerativen Energien 
noch einige Zeit auch konventionelle Me-
thoden der Energiegewinnung für die ge-
forderte Versorgungssicherheit.

Diese Energiesicherheit liefern uns 
Kohle- und Gaskraftwerke. Letztere bie-

ten eine sauberere Überbrückung für 
die Zeiten ohne alternative Stromgewin-
nung. „Aber Laufzeiten von 1.000 - 2.000 
Stunden, wie gefordert, sind für Gaskraft-
werke nicht rentabel!“ Denn bei einem 
Überangebot von Energie würde im Mo-
ment regenerative Energie bevorzugt ab-
genommen, der Gaskraftwerkbetreiber 
dagegen sei gezwungen, sein Kraftwerk 
herunterzuregeln. Um hier einen Anreiz 
für den Auf- oder den weiteren Ausbau 
von Gaskraftwerken zu schaffen, fehle 
aber ein nötiges Preisregulativ. Das beste-
hende Energieeinspeisegesetz (EEG) sehe 
hier keine Regelung vor und die politische 
Bereitschaft für eine Veränderung fehle. 

Ihm fehle der große 
gemeinsame Kon-
sens.

Jeden Tag geht ja 
irgendwann die Son-
ne unter, auch der 
Wind schläft ein, es 
wird Abend. Die Ener-
gie soll aber trotz-
dem bereit stehen 
und damit kommen 
wir zum eigentlichen 
Problem regenera-
tiver Energien, der 
Energiespeicherung. 
Auf der Entwick-
lungsseite passiert 
hier im Augenblick 
unendlich viel - Zitat: 
„Wir haben wirklich 

eine spannende Zeit vor uns“ - und die 
Energiespeicherung wird ein technisches 
Schwerpunktthema der nächsten Jahre 
sein. Auf viele Experten wartet da eine 
herausfordernde Aufgabe.

Herr Schuster, der Betriebsleiter von 
Wolfersberg, machte uns auch gerade 
deswegen mit großer Begeisterung mit 
dem bereits seit vielen Jahren sicher funk-
tionierenden Erdgasspeicher in Wolfers-
berg vertraut. Neben Inzenham-West bei 
Rosenheim und Breitbrunn/Eggstätt am 
Chiemsee betreibt die RWE Dea AG hier 
diese aufgelassene Erdgasförderstätte als 
Untertage speicher.

Beim Wol fers ber ger Erdgasspeicher 
handelt es sich um einen natürlichen Po-
renspeicher, in dem sich vor Millionen von 
Jahren Gas angesammelt hat, das bis zu 
seiner Förderung dort sicher gespeichert 
war. Wir Besucher konnten dieses Gestein 
sogar in die Hand nehmen. Es war kaum 
zu fassen, dass dieser feste Steinbrocken 
aus untereineinander verbundenen Poren 
besteht, die Gas aufnehmen können. Die 

Der Wolfersberger Erdgasspeicher
Ein SPD-Ortsspaziergang
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Bestattungen

www.bestattungen-imhoff.de
Weitere Filialen in 

Poing/Vaterstetten

Imhoff

An 365 Tagen sind wir jederzeit für Sie 
dienstbereit!

Beratung auch gerne beim Hausbesuch!

Wenn Menschen 
    Menschen brauchen.

85604 Zorneding, Birkenstraße 17
0 81 06 / 37 97 270

85567 Grafing, Marktplatz 29
Telefon 0 80 92 / 23 27 70
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Gesteinsporen funktionieren wie ein sta-
biler Schwamm, der das Gas aufnehmen 
und bei Bedarf jederzeit wieder abgeben 
kann. 1960 begann die Gasförderung und 
es konnten 432 Millionen Kubikmeter Gas 
entnommen werden, bevor man 1971 mit 
dem Ausbau zum Speicher begann.

Durch dichte Deckschichten aus Stein 
wird das Austreten des Gases zur Ober-
fl äche verhindert und nach unten bilden 
wasserführende Schichten eine natür-
liche Barriere. Das Gas kann sich also im 
Speicher nicht mit Luft vermischen und 
somit ist eine untertägige Verbrennung 
oder Explosion ausgeschlossen. Ihre Dich-
tigkeit haben diese Porengasspeicher 
über Jahrmillionen beweisen können. In 
einer Tiefe von ca. 3.000 Metern unter 
der Erdoberfl äche befi ndet sich heute 
diese Gaslagerstätte an einer natürlichen 
Gesteinsbruchzone, die von RWE Dea AG 
durch eine 3D-Seismik vor ein paar Jah-
ren sehr genau untersucht wurde. Sie er-
streckt sich von Putzbrunn bis Moosach 
und von Aying bis Zorneding. Mit Fre-
quenz- und Laufzeitmessungen wurde 
der Boden untersucht und es wurde ein 
Speichernutzinhalt von 365 Millionen Ku-
bikmetern nachgewiesen. Das Gas kann 
vergleichsweise leicht eingelagert und 
schnell wieder entnommen werden und 
bietet eine Aufnahme- bzw. Abgabekapa-
zität von vier Milliarden KWh bei einem 
derzeitigen maximalen Lagerstätten-
druck von 235 bar. Nur zum Vergleich: der 
Transportdruck in den Fernleitungen liegt 
derzeit bei 40 bar.

Solche ehemaligen Erdgaslagerstät-
ten helfen heute große Erdgasmengen 
gut und sicher zu speichern, das Ange-
bot an verfügbarem Erdgas fl exibel den 
Verbrauchsschwankungen anzupassen 
und dauerhaft eine sichere Versorgung 
mit Energie zu gewährleisten. Normaler-
weise wird das Erdgas bei einem gerin-
gen Bedarf der Verbraucher in der Tiefe 
eingespeichert und bei erhöhtem Bedarf 
wieder entnommen. Denn an einem sehr 
kalten Tag wird zu Spitzenverbrauchszei-
ten bis zu siebenmal mehr Gas verbraucht 
als an einem heißen Sommertag. Doch 
die ständig schwankenden Gaspreise und 

die wetterbedingten Wechsel der anfal-
lenden Energiemengen haben dazu ge-
führt, dass sich mittlerweile mehrmals 
am Tag Aufnahme- und Entnahmezyklen 
des Gases abwechseln können, eine vom 
Speicherbetrieb aus gesehen nicht gerade 
wünschenswerte Entwicklung.

Wenn man dann als Gast auf dem Be-
triebsgelände die vielen verlegten Rohr-
leitungen sieht, die in Hallen aufgebauten 
Filteranlagen und Verdichtereinheiten 
erklärt bekommt, die Messeinrichtungen 
für den Nachweis von Gasmengen und 

Gasbeschaffenheit entdeckt und an den 
Gaskühlern und Freiwasserabscheidern 
vorbeiläuft, bekommt man eine ungefäh-
re Vorstellung davon, wie aufwendig der 
Prozess der Gasspeicherung eigentlich ist. 
Die vielen Sicherheitsventile, teilweise 
dreifach hintereinander geschaltet, wir-
ken da schon beruhigend auf den Besu-
cher, der das Gefühl bekommt, dass diese 
große Anlage verantwortungsbewusst 
betrieben wird. Nur knapp 1 % des umge-
schlagenen Gases wird übrigens für den 
Eigenbedarf benötigt. Zehn Tiefbohrun-
gen sind seit 1971 gesetzt worden. 21 Per-
sonen betreuen die Anlage in zwei Schich-
ten von 6.00 Uhr morgens bis 22.00 Uhr 
abends. Auch nachts ist eine kleine Über-
wachungsmannschaft im rund um die 
Uhr besetzten Leitstand im Einsatz.

Der relativ geringe Platzbedarf der 
obertägigen Betriebsanlagen täuscht den 
Besucher über das wirkliche Ausmaß des 
Gasspeichers hinweg. Wir waren beein-
druckt, schließlich ist Wolfersberg einer 
der größten Erdgasspeicher in Europa, 
technisch wie geologisch hochinteressant 
und für unsere Energieversorgung wich-
tig, ja unersetzlich.

Bianka Poschenrieder

365 Millionen m3, 235 bar

Hinweise zum Gewinnspiel in willkürli-
cher Reihenfolge:

• Ortsausgang, eigentlich nicht für 

Autos.

• In einem großen Garten.

• Über den Dächern Pörings.

• Hier sind oft Kinder zu fi nden.

• Auf einem Platz (zwei Bilder).

• „Berg“straße.

• Burgstraße.

• Das Schilf könnte heute höher sein.

• Burgstaße.

• Mit Blick auf den Ebersberger Forst.

• An der Straße nach Eglharting.

• Oberhalb einer Terrasse.

• Westlich der Hubertusstraße.

• In der Nähe wird etwas gebaut.

• Vor ein paar Jahren sind hier immer 

die Lastwagen vorbeigefahren.
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Der Name „Nachbarschaftshilfe“ ist vielen Bürgern und 
Bürgerinnen in Zorneding bekannt. Weniger bekannt 
jedoch sind die vielfältigen Leistungen, die von dieser 

Einrichtung angeboten werden.

Der Verein „Nachbarschaftshilfe, Sozialdienste, Pfl egedienste in 
den Gemeinden Vaterstetten, Zorneding und Grasbrunn“ wur-
de 1974 von Bürgerinnen und 
Bürgern der Gemeinden, von 
den katholischen und evange-
lischen Kirchengemeinden so-
wie den Bürgermeistern auf der 
Basis einer bürgerschaftlich or-
ganisierten Selbsthilfeinitiative 
gegründet. Mittlerweile ist die 
Nachbarschaftshilfe aus dem 
Leben der Gemeinde Zorne-
ding nicht mehr wegzudenken, 
bietet sie doch umfangreiche, 
vielfältige und unverzichtbare 
Dienstleistungen für Menschen 
in jedem Lebensalter an.

Da gibt es Angebote für Fami-

lien mit Kindern, wie z.B. die 
Vermittlung von Babysittern 
und Kinderbetreuern, die 
durch spezielle Seminare für 
diese Aufgaben geschult wer-
den. Im „Kinderpark“ Parsdorf 
werden Kleinkinder bereits ab 
zwei Jahren pädagogisch und 
altersgerecht betreut. Familienpfl egerinnen und –helferinnen 
übernehmen die Aufgaben von Müttern dann, wenn diese bei-
spielsweise wegen einer akuten Erkrankung ausfallen. Sie be-

treuen die im Haushalt lebenden Kinder und kümmern sich um 
das Haushaltsmanagement. Seit fast 30 Jahren sorgt das „Anti-

Langeweile-Ferien-Programm“ dafür, dass Kinder in ihren 
Sommerferien aus einem attraktiven Programmangebot wählen 
können. So wird für viel Abwechslung und Spaß gesorgt.

Für das tägliche Leben von Senioren hält die Nachbarschafts-
hilfe ein breit gefächertes Unterstützungsangebot bereit. Wer hat 
nicht schon einen der „roten Flitzer“ gesehen, die täglich – auch 
an Wochenenden – frisch gekochtes, warmes Essen bringen? 
Drei verschiedene Menüs gibt es bei Essen auf Rädern zur Aus-
wahl. Mit den roten Autos sind auch die Pfl egekräfte unterwegs, 
um Alte und Kranke professionell zu pfl egen und zu versorgen. 
Begleitdienste helfen Senioren bei Bedarf mobil zu sein, bei-
spielsweise anlässlich eines Arzttermins. Mit dem Angebot von 
„Daheim nicht allein – Betreutes Wohnen zu Hause“ wird ein 
umfassendes Hilfspaket angeboten, das ältere Menschen in die 

Lage versetzen soll, so lange 
wie möglich in den eigenen 
vier Wänden zu leben. Eine 
fachkundige Mitarbeiterin ko-
ordiniert und organisiert die in-
dividuell benötigten Hilfen und 
Dienstleistungen. Jeden dritten 
Dienstag im Monat wird dafür 
eigens von 10.00 Uhr – 12.00 
Uhr eine Sprechstunde im Rat-
haus Zorneding angeboten. 

Beim gesamten Leistungs-
angebot setzt die Nachbar-
schaftshilfe auf hohe Qualität. 
Sie unterzieht sich seit 1999 
freiwillig einem externen Qua-
litätsmanagement-Verfahren. 
Die Arbeit der Nachbarschafts-
hilfe wird seither bei den jähr-
lichen Überprüfungen bestens 
beurteilt. Auch die Überprü-
fung durch den Medizinischen 
Dienst der Krankenkassen im 
November 2011 erbrachte die 

Gesamtnote 1,1. Möglichst viele Leistungen aus einer Hand 
anzubieten ist Ziel der Nachbarschaftshilfe. Eine erfreulich gro-
ße Zahl von freiwilligen Helfern unterstützt die hauptamtlichen 
Mitarbeiter und sorgt dafür, dass die Einrichtung lebendig bleibt.

Seit ihrem Bestehen ist die Nachbarschaftshilfe ein Verein, dem 
die Mitglieder das Fundament geben. Derzeit fördern ca. 2.400 
Mitglieder aus Vaterstetten, Zorneding und Grasbrunn mit ih-
ren Beiträgen unsere wertvolle Arbeit. Um die ständig wachsen-
den Aufgaben auch künftig erfüllen zu können, würden wir es 
begrüßen, wenn auch Sie unser Mitglied werden würden. Der 
Mindestbeitrag beträgt 12 Euro im Jahr. Sie können aber auch 
freiwillig mehr bezahlen, so wie es rd. 80 % unserer Mitglieder 
tun. Mit Ihrem Beitrag helfen Sie uns Leistungen zu fi nanzie-
ren, die möglicherweise auch Ihnen irgendwann zugute kommen 
können.

Franz Pfl uger,
1. Vorsitzender der Nachbarschaftshilfe

Ansprechpartner für unsere Angebote

Essen auf Rädern, Begleit-
dienste, Kinderbetreuung, 
Ferienprogramm

Frau Schäfer, Frau Jilka
       08106-3684-71

Kinderpark Frau Ossig
       08106-3684-73
(nur Do. 14.00 – 17.00 Uhr)

Sozialstation, Pfl ege
und Pfl egeberatung

Frau Kleinwegen,
Frau Reger,
Frau Westermeier
       08106-3684-6

Betreutes Wohnen
zu Hause

Frau Ritter
       089-461002-81

Geschäftsführung,
Mitglieder

Frau Kleber
       08106-3684-72

Bürozeiten: 
Montag - Freitag

Montag, Donnerstag
  8.00 - 12.00
14.00 - 17.00
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Termine - Termine - Termine - Termine - Termine - Termine - Termine
Wie wollen wir in Zukunft Pfl egen?

Die Sorge, im Alter pfl egebedürftig zu werden, beschäftigt 
viele Menschen in unserem Land. Neben dieser Sorge besteht 
der Wunsch, im Falle von Pfl egebedürftigkeit so lange wie mög-
lich in der eigenen häuslichen Umgebung bleiben und möglichst 
selbstbestimmt am gesellschaftlichen Leben weiter teilhaben 
zu können.

Die SPD-Bundestagsfraktion hat einen umfassenden Vor-
schlag für ein Gesamtkonzept Pfl ege erarbeitet, das für Pfl e-
gebedürftige die Unterstützung und Sicherung der Teilhabe 
ausweiten, die Vereinbarkeit von Pfl ege und Beruf ermöglichen, 
die gute Arbeit für Pfl egefachkräfte gewährleisten und die 
Pfl egeinfrastruktur ausbauen will.

Zur Diskussion dieser und weiterer Punkte des Positi-
onspapiers Pfl ege laden die SPD-Bundestagsabgeordneten 
 Hilde  Mattheis, pfl egepolitische Sprecherin der Bundestags-
fraktion, und Ewald Schurer, Mitglied des Haushaltsauschusses 
herzlich ein.

Die Veranstaltung beginnt am 19. Juli 2012 um 18 Uhr im Un-
terbräu-Saal,  Herzog-Ludwig-Straße 1 in Markt Schwaben.

Jung und Alt in der Rentenversicherung

 Miteinander oder Gegeneinander? Ist die 
Rente sicher? Eine ganz unverblümte Frage.

Zu diesem Thema lädt die Arbeitsge-
meinschaft 60 Plus der SPD für Dienstag, 
den 18. September 2012 um 19 Uhr nach 
Grafi ng zum „Kastenwirt“ ein. Referent ist 
Ministerialrat a.D.  Manfred Springer aus 
Zorneding. Schwerpunktmäßig wird es um die Situation und 
Zukunft der gesetzlichen Rentenversicherung gehen sowie um 
Fragen der sozialen Gerechtigkeit.

Nächster Politischer Stammtisch der SPD Zorneding

Mittwoch, 25. Juli 2012, um 19.30 Uhr, Pizzeria  Da  Sabatino, 
Bahnhofstraße 46
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